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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Vertägen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) xmd der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 

die Änderungsvorschläge der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom 5. Mai 1970 über die Reform der 
Landwirtschaft. 

Die ursprünglichen Vorschläge der Kommission vom 5. Mai 1970 
sind in meinem Schreiben vom 20. Mai 1970 — III/l — 68070 — 
E — Mo 1/70 — übersandt worden. 

Das Europäische Parlament ist zu den Änderungsvorschlägen 
angehört worden. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Änderungsvorschlägen 
übermittelte Begründung beigefügt. 
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Begründung 


1. Am 5. Mai 1970 übermittelte die Kommission 
dem Rat Vorschläge im Anschluß an ihr Memoran- 
dum zur Reform der Landwirtschaft in der Gemein- 
schaft vom 18. Dezember 1968. Es handelte sich um 
fünf Vorschläge für Richtlinien und einen geänder- 
ten Vorschlag für eine Verordnung ^). 

2. Diese Vorschläge sind Gegenstand von Beratun- 
gen des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses gewesen. Das Euro- 
päische Parlament äußerte sich in seiner Entschlie- 
ßung vom 11. Februar 1971 -) zu den Vorlagen, wah- 
rend der Wirtschafts- und Sozialausschuß am 24. 
März 1971 Stellung nahm. 

3. Auf seiner 146. Sitzung in Brüssel vom 22. bis 
25. März 1971 erließ der Rat eine Entschließung über 
die Neuausrichtung der gemeinsamen Agrarpolitik. 
In dieser Entschließung vom 25. März 1971 beschloß 
der Rat auf der Grundlage der Vorschläge der Kom- 
mission und unter Berücksichtigung der erwähnten 
Stellungnahmen gemeinsame Maßnahmen im Sinne 
des Artikels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik. Diese gemeinsamen Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Agrarstruktur sollen sich auf gemeinsame 
Kriterien stützen und durch Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten 
durchgeführt werden. 

4. Gestützt auf die Entschließung des Rates vom 
25. März 1971 hat die Kommission ihre ursprüng- 
lichen Vorschläge vom 29. April 1970 unter Berück- 
sichtigung der aus den zahlreichen Beratungen und 
Erörterungen gewonnenen Erkenntnisse geändert. 

Gemäß Artikel 149 Absatz 2 des EWG-Vertrags 
legt sie nachstehend dem Rat folgende Vorschläge 
vor: 

Teil A: Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie 
des Rates über die Modernisierung land- 
wirtschaftlicher Betriebe 

Teil B: Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie 
des Rates zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit 
und Verwendung der landwirtschaftlich ge- 
nutzten Flächen für Zwecke der Agrar- 
strukturverbesserung 

Teil C: Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie 
des Rates über die sozio-ökonomische Infor- 
mation und berufliche Qualifikation der in 
der Landwirtschaft tätigen Personen 

Teil D: Änderungen des geänderten Vorschlags 
einer Verordnung des Rates betreffend die 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 70 
vom 12. Juni 1970, S. 1 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 19 
vom 1. März 1971, S. 26 


landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaf- 
ten und ihre Vereinigungen. 

5. Die Kommission zieht ihren Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates über ergänzende Bestimmungen 
zu den Richtlinien des Rates über die Modernisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe und über die 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und die Bereitstellung der land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der 
Agrarstrukturverbesserung zurück. Um jedoch den 
in der Entschließung vom 25. März 1971 geäußerten 
Besorgnissen hinsichtlich der Produktionsausrich- 
tung auf Gemeinschaftsebene Rechnung zu tragen, 
wurden einige Bestimmungen des ursprünglichen 
Vorschlags in den geänderten Vorschlag einer Richt- 
linie über die Modernisierung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe übernommen (Teil A). 

Die Kommission zieht auch den Vorschlag einer 
Richtlinie des Rates über die Begrenzung der land- 
wirtschaftlich genutzten Fläche zurück, nimmt sich 
jedoch dabei vor, später — -wie dies die Entschließung 
des Rates vom 25. März 1971 von ihr fordert — 
Maßnahmen zur Förderung der Aufforstung und der 
Schaffung vor Erholungsgebieten im Rahmen von 
Regionalprogrammen vorzuschlagen. 

Schließlich kündigt die Kommission dem Rat an, daß 
sie ihm gemäß der Entschließung vom 25. März 1971 
Vorschläge über die Vermarktung und Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse vorlegen wird. Wei- 
terhin wird sie dem Rat unverzüglich Entwürfe für 
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten vorlegen, und 
zwar sowohl hinsichtlich der Einführung einer Rege- 
lung für die Gewährung von Studienstipendien an 
Kinder von Landwirten mit begrenzten Mitteln, als 
auch hinsichtlich gesetzgeberischer Maßnahmen zu- 
gunsten langfristiger Pachtverträge. 

Infolgedessen zieht die Kommission den Teil der 
Richtlinie über die Förderung der Einstellung der 
landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und die Bereit- 
stellung der landwirtschaftlich genutzten Fläche für 
Zwecke der Agrarstrukturverbesserung zurück, der 
die Förderung der langfristigen Pacht vorsieht. 

6. Im übrigen weist die Kommission den Rat auf 
den Vorschlag einer Verordnung des Rates über die 
Finanzierung von Vorhaben im Rahmen von Ent- 
wicklungsmaßnahmen für die vorrangig zu fördern- 
den Agrargebiete durch den EAGFL, Abteilung Aus- 
richtung, hin, der ein erstes Eingehen auf den vom 
Rat in seiner Entschließung vom 25. März 1971 ge- 
äußerten Wunsch darstellt, zu einer Konzertierung 
der verschiedenen Politiken der Gemeinschaft zu 
gelangen. 

7. Die Hauptänderungen, die die Kommission an 
ihren ursprünglichen Vorschlägen vorgenommen hat, 
stützen sich auf folgende Gründe: 
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A. Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie über 
die Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe 

Entwicklungsplan (Artikel 4) 

Zweck der Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe ist es, den in der Landwirtschaft tätigen 
Menschen die Möglichkeit zu geben, ein Einkommen 
zu erwerben, das dem Einkommen in anderen Be- I 
rufen vergleichbar ist. 

Um diesem Ziel näherzukommen, wurde das Krite- 
rium des bereinigten Betriebsertrages als erforder- 
liche Basis zur Erzielung des gewünschten Einkom- 
mens je Vollarbeitskraft, das für entwicklungsfähige 
Betriebe gefordert wurde, durch das Kriterium des 
vergleichbaren Arbeitseinkommens für alle im Be- 
trieb beschäftigten Arbeitskräfte ersetzt. 

Regelung zur Förderung entwicklungsfähiger Be- 
triebe 

— Die erwünschte Entwicklung von Betrieben, die 
sich auf die Rinder- und Schafzucht ednstellen, 
bringt für diese Betriebe erhebliche Investitionen 
mit sich, von denen ein Großteil auf den Ankauf 
von Tieren entfällt. Deshalb wird vorgeschlagen, 
für diese Ankäufe die in Artikel 8 Absatz 1 
Buchstabe b vorgesehenen Beihilfen zu Inve- 
stitionen gewähren zu dürfen, sofern es sich um 
eindeutig auf Rinder- bzw. Schafzucht ausgerich- 
tete Betriebe handelt. 

— Die Pacht als geeignetstes Mittel zur Betriebsver- 
größerung ist nicht unter allen örtlich gegebenen 
Verhältnissen möglich. Deshalb ist die Möglich- 
keit vorzusehen, daß die Mitgliedstaaten zum 
Ankauf von Boden einzelstaatliche Beihilfen ge- 
währen, wenn sich eine zur Durchführung des 
Entwicklungsplans eines gegebenen Betriebes 
nötige langfristige Pachtung unmöglich erweist 
(Artikel 14 Absatz 1). 

— In seiner Entschließung vom 25. März 1971 hat 
der Rat zum Ausdruck gebracht, daß die Mit- 
gliedstaaten ausnahmsweise in bestimmten Re- 
gionen auf ihre Kosten eine degressive Einkom- 
mensausgleichszahlung während der Laufzeit des 
Betriebsentwicklungsplanes vorsehen können. 

Die Kommission muß gemäß Artikel 43 des Ver- 
trags die Anwendungsmodalitäten dieses Teiles 
der Entschließung näher bestimmen. Im Hinblick 
auf die unterschiedlichen Auswirkungen der 
Agrarpreise auf die Einkommen der Landwirte 
beabsichtigt die Kommission jedoch, eine dies- 
bezügliche Richtlinie, in der dieser Gegenstand 
eine spezifische Regelung erfahren wird, gleich- 
zeitig mit ihren Preisvorschlägen für das Wirt- 
schaftsjahr 1972/1973 dem Rat vorzulegen. 

Sonstige Maßnahmen zugunsten landwirtschaftlicher 
Betriebe 

— Die Betriebsbuchführung stellt zweifellos das 
beste Instrument dar, an welchem der Landwirt 
die wirtschaftliche Lage und die Entwicklungs- 
aussichten seines Betriebes messen kann. 


Bekanntlich ist die Zahl der Betriebe, die zur 
Zeit Buchführung betreiben, außerordentlich 
klein in der Gemeinschaft. Deshalb schlägt die 
Kommission vor, Betriebsleitern auf Antrag eine 
Beihilfe zu gewähren, die ihnen die Einführung 
der Buchführung gestattet (Artikel 11). 

— Maßnahmen auf nationaler Ebene zur Neuord- 
nung des Bodens wie Flurbereinigung und Be- 
wässerung kommt grundlegende Bedeutung für 
die Umstrukturierung landwirtschaftlicher Be- 
triebe zu. Die Kommission schlägt die gemein- 
schaftliche Finanzierung eines Teils der durch 
Maßnahmen zur Neuordnung des Bodens ver- 
ursachten Kosten vor, wenn diese Maßnahmen 
wesentlich zur Vergrößerung von Betrieben bei- 
tragen (Artikel 13). 


B. Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und Verwendung der landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche für Zwecke der Agrar- 
strukturverbesserung 

Förderungsmaßnahmen und Begünstigte (Artikel 2) 

Bei den Möglichkeiten der Landwirte, sich Alterna- 
tiveinkommensquellen zu verschaffen und sich dem- 
gemäß für eine Einstellung ihrer derzeitigen Tätig- 
keit und die Bereitstellung ihres Landes für Zwecke 
der Reform der Landwirtschaft zu entscheiden, spielt 
das Alter der Betroffenen eine ausschlaggebende 
Rolle. Besonders fällt dies bei Personen im Alter 
zwischen 55 und 65 Jahren ins Gewicht, in dem Mög- 
lichkeiten für ein anderes Einkommen praktisch nicht 
gegeben sind. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, neben dem 
finanziellen Anreiz, der sämtlichen Betriebsinhabern 
in Form einer einmaligen Prämie, die dem von ihnen 
zur Strukturverbesserung geleisteten Beitrag ent- 
spricht, zugute kommt, den 55 bis 65 Jahre alten 
hauptberuflichen Betriebsinhabern die Möglichkeit 
zu geben, eine jährliche Rente zu erhalten, deren 
Höhe unabhängig von dem Umfang des von ihnen 
zur Strukturverbesserung geleisteten Beitrages ist. 

Um die Durchführung dieser Gemeinschaftsmaß- 
nahme anpassungsfähig und leicht zu gestalten, wird 
vorgeschlagen, die Mitgliedstaaten zu ermächtigen, 
statt dieser Rente eine Pauschalsumme gleicher Wir- 
kung zu zahlen. Ebenso wird auf Gemeinschafts- 
ebene für diese Entschädigung nur ein durch die Ge- 
meinschaft erstattungsfähiger Mindestbetrag fest- 
gesetzt. Den Mitgliedstaaten steht es frei, zur Erzie- 
lung des erhofften strukturellen Ergebnisses über 
diesen Mindestbetrag hinauszugehen. Dies bedeutet, 
daß die Mitgliedstaaten für diese Gruppe von Be- 
günstigten darauf verzichten können, außer der vor- 
geschriebenen jährlichen Rente die einmalige Prämie 
ganz oder teilweise zu gewähren. 

Die Kommission ist auch der Ansicht, daß sowohl 
die Modernisierung eines landwirtschaftlichen Be- 
triebes wie auch die Einstellung der Tätigkeit seitens 
des Betriebsleiters für in diesem Betrieb beschäftigte 
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Personen den endgültigen Verlust ihrer Besdiäfti- 
gung bedeuten können. Sie schlägt daher vor, die 
erwähnte jährliche Rente auch auf die Lohnarbeits- 
kräfte und ständig mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen der Altersgruppe zwischen 55 und 65 Jahren 
auszudehnen, die ihre Beschäftigung durch die Durch- 
führung eines Entwicklungsplanes in ihrem Betrieb 
im Sinne der Richtlinie über die Modernisierung ver- 
lieren. 

Voraussetzungen für die Gewährung 
der Förderungsmaßnahmen (Artikel 4) 

Die Kommission legt Wert darauf klarzustellen, daß 
die gemeinsame Maßnahme zur Einstellung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit Landwirte, die zur 
Einstellung ihrer Tätigkeit bereit sind, nicht hin- 
dern darf, in ihrer herkömmlichen Umgebung zu 
bleiben, noch ihnen die Möglichkeit nehmen darf, 
in begrenztem Rahmen und ohne kommerziellen 
Zweck in der Landwirtschaft oder im Gartenbau tätig 
zu sein. Sie schlägt daher vor, daß die Mitgliedstaa- 
ten die Grenzen dieser Möglichkeit genau festlegen. 

Finanzielle Beteiligung der Gemeinschaf t (Artikel 11) 

Es wird vorgeschlagen, daß sich die Gemeinschaft 
nur an der Finanzierung der jährlichen Rente, die 
Personen zwischen 55 und 65 Jahren unter den fest- 
gelegten Voraussetzungen zu gewähren ist, betei- 
ligt. Diese Beteiligung beträgt 25 ®/o des erstattungs- 
fähigen Mindestbetrages von 600 RE im Jahr. Um 
jedoch die Entwicklung voranzutreiben und die in 
einigen Gebieten, die Maßnahmen zur Förderung 
der Betriebseinstellung noch nicht kennen, beste- 
hende Verzögerung aufzuholen, wird für solche 
Gebiete eine finanzielle Beteiligung von 65 ®/o vor- 
gesehen, wobei die Kriterien für ihre Definition vom 
Rat festzulegen sind. Die Kommission schlägt unter 
Berücksichtigung vorhandener regionaler Daten vor, 
als benachteiligte landwirtschaftliche Gebiete solche 
anzusehen, in denen der Anteil der landwirtschaft- 
lichen Erwerbsbevölkerung — Maßstab für den Um- 
fang des Agrarstrukturproblems — höher als der 
Durchschnitt ist und zusammenfällt mit einem Brutto- 
inlandsprodukt zu Faktorkosten je Einwohner — 
dem Maßstab für wirtschaftliche Gesundheit und 
Wachstum — , das unter dem Durchschnitt liegt. 

Erneute Überprüfung der Einzelheiten der Durch- 
führung der gemeinsamen Maßnahme (Artikel 17) 

Die allgemeine und regionale wirtschaftliche Ent- 
wicklung, die Wandlung der Agrarstruktur und der 
soziale und technologische Fortschritt sind wichtige 
Faktoren, die sich schnell ändern und die unaufhör- 
lich Umfang, Reichweite und Lösungsmöglichkeiten 
des Problems der wirtschaftlichen Vollbeschäftigung 
in der Landwirts diaft beeinflussen. Deshalb wird 
vorgeschlagen vorzusehen, daß der Rat am Ende 
einer Anlaufzeit von vier Jahren die Einzelheiten 
der Durchführung dieser gemeinsamen Maßnahme 
überprüfen kann, ohne daß diese Überprüfung aller- 
dings Verpflichtungen, die während dieser Anlauf- 
zeit eingegangen wurden, aufheben kann. 


C, Änderungen des Vorschlags einer Richtlinie 
über die sozio-ökonomische Information und beruf- 
liche Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen 
Personen 

Wenn Personen, die die Landwirtschaft verlassen 
wollen, ihre berufliche Umstellung erfolgreich be- 
treiben wollen, müssen sie entsprechende Umschu- 
lungskurse besuchen oder Praktikantenzeiten absol- 
vieren können. Um derartige Praktikantenstellen 
oder Kurse aber besuchen zu können, muß ihnen 
während der Dauer der Umschulung ihr Einkommen 
gesichert bleiben. 

Im Augenblick und bis zum Wirksamwerden des 
erneuerten Sozialfonds fehlt diese Möglichkeit einer 
Sicherung des Einkommens. Um der Gefahr einer zu 
langen Verzögerung zuvorzukommen, die bis zum 
Erlaß der vorgeschlagenen Verordnung zur Fest- 
legung der vom erneuerten Sozialfonds zu gewäh- 
renden Beihilfen eintreten könnte, schlägt die Kom- 
mission in Titel III der vorliegenden Riditlinie vor, 
daß der EAGFL an der Finanzierung der Maßnah- 
men zur Sicherung des Einkommens beteiligt wird. 

Allerdings wird die Kommission sofort bei Erlaß 
der erwähnten Verordnung dem Rat vorschlagen, 
die finanzielle Beteiligung des EAGFL an diesen 
Maßnahmen zu beenden und diese nur noch durch 
die Intervention des Sozialfonds begünstigen zu 
lassen. 


D. Änderungen des geänderten Vorschlags einer 
Verordnung des Rates betreffend die landwirtschaft- 
lichen Erzeugergemeinschaften und ihre Vereini- 
gungen 

Anwendungsbereich (Artikel 1 und 2 und Anhang I) 

Die hinsichtlich des Anwendungsbereichs vorgeschla- 
genen Änderungen betreffen: 

— den Fortfall der Anwendung der Rahmenverord- 
nung von einem bestimmten Datum an auf die in 
Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 über die schritt- 
weise Errichtung einer gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Obst und Gemüse genannten Erzeug- 
nisse. 

Der Übergang von der Regelung gemäß Ver- 
ordnung Nr. 159/66/EWG zur Regelung gemäß 
der Rahmenverordnung kann für die bestehen- 
den Erzeugerorganisationen (Definition der Orga- 
nisationen, Anwendung von Produktions regeln, 
finanzielle Beteiligung des EAGFL) gewisse 
Schwierigkeiten mit sich bringen. Deshalb hielt 
es die Kommission für zweckmäßig, nicht schon 
jetzt einen genauen Termin zu setzen, an dem 
die Rahmenverordnung auch für den Sektor 
Obst und Gemüse in Kraft tritt, sondern dem 
Rat die Entscheidung über die schrittweise An- 
wendung der Rahmenverordnung auf die in 
Artikel 7 der Verordnung Nr. 23 genannten Er- 
zeugnisse zu überlassen-, 

— die Streichung der Fischereierzeugnisse von der 
Liste der Erzeugnisse in Anhang I und die An- 
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Wendung der Rahmenverordnung auf einige die- 
ser Erzeugnisse ab 1. Juli 1973. 

Am 20. Oktober 1970 trat Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 des Rates über die Einführung einer 
gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirt- 
schaft in Kraft, die Bestimmungen über die Bil- 
dung von Erzeugerorganisationen enthält. 

Verordnung (EWG) Nr. 170/71 des Rates vom 
26. Januar 1971 regelt die Anerkennung der 
Erzeugerorganisationen der Fischwirtschaft. 

Infolgedessen schlägt die Kommission vor, alle 
Erzeugnisse der Fischerei Wirtschaft von der Liste 
der Erzeugnisse in Anhang I zu streichen. Da 
die in den Verordnungen (EWG) Nr. 2142/70 und 
Nr. 170/71 enthaltenen Bestimmungen zum gro- 
ßen Teil denen der vorliegenden Verordnung 
entsprechen, schlägt die Kommission schon jetzt 
vor, nach einer gewissen Übergangszeit, d. h, ab 
1. Juli 1973, die Rahmenverordnung auf den 
Sektor Fischereiwirtschaft anzuwenden. 

Beihilferegelungen (Artikel 4 und 5) 

Die vorgeschlagenen Änderungen betreffen: 

— Startbeihilfen an anerkannte Erzeugergemein- 
schaften (Artikel 4 Absätze 1 und 2). 

Um zu ver'hindern, daß die Startbeihilfen zu 
anderen Zwecken als zur Deckung eines Teiles 
der Gründungs- und Betriebskosten verwendet 
werden, schlägt die Kommission die Einfügung 
einer zweiten Begrenzung durch bestimmte Pro- 
zentsätze (60®/o bzw. 40®/o bzw. 20 ^/o für das 
erste bzw. zweite bzw. dritte Jahr) der tatsäch- 
lichen Gründungs- und Betriebskosten (Verwal- 
tung, Qualitätskontrolle usw.) vor. 

Mit diesem Vorschlag schließt sich die Kommis- 
sion dem an, was der Rat in diesem Zusammen- 
hang für die Fischereiwirtschaft bereits gebilligt 
hat. 

Im gleichen Sinne schlägt die Kommission fol- 
gende Maßnahmen vor: 

— Die Abschaffung der höheren Startbeihilfen 
für den Sektor Rinder und Schweine, wobei 
jedoch die Möglichkeit vorzusehen wäre, daß 
der Rat in bestimmten Regionen höhere Bei- 
hilfen genehmigt; 

— den Ausschluß bereits bestehender Zusam- 
menschlüsse von der Beihilfegewährung, 
wenn sie sich zu Erzeugergemeinschaften zu- 
sammenschließen, ohne daß ihnen Anpas- 
sungskosten erwachsen; 

— Investitionsbeihilfen an anerkannte Erzeuger- 
gemeinschaften und anerkannte Vereinigun- 
gen (Artikel 4 Absätze 3 und 4). 

Um der Gefahr von Überinvestitionen aus 
dem Wege zu gehen, wird vorgeschlagen, die 
Gewährung von Beihilfen zu Investitionen 
von einer vorherigen Prüfung ihrer wirt- 
schaftlichen Zweckmäßigkeit abhängig zu 
machen. Daneben wird festgelegt, daß die 
Investitionen nicht Produktions anlagen ln 


einem landwirtschaftlichen Betrieb betreffen 
dürfen; 

— Pauschalbeihilfe an anerkannte Vereinigun- 
gen (Artikel 5). 

Die Kommission legt die Einzelheiten betref- 
fend die Pauschalbeihilfe von höchstens 50 000 
Rechnungseinheiten fest. Es handelt sich um 
eine Beihilfe, die nicht zur Förderung von 
Tätigkeiten 

— im Zusammenhang mit nicht in Anhang I 
aufgeführten Erzeugnissen, 

— jenseits der Vermarktungsstufe 
verwendet werden dürfen. 

Um die Verwendung der Beihilfe genau über- 
wachen zu können, schlägt die Kommission 
vor, sie nur nach Vorlage eines Planes zu 
gewähren, aus dem die beabsichtigte Ver- 
wendung ersichtlich ist. 

Anerkennung von Erzeugergemeinschaften 

Die wichtigsten vorgeschlagenen Änderungen be- 
treffen die Anerkennungskriterien (Artikel 7). 

— Die Bedingungen über die Kündigung der Mit- 
gliedschaft wurden geändert. Die Kommission 
schlägt vor, daß die Mitglieder erst nach drei- 
jähriger Zugehörigkeit ausscheiden dürfen und 
nur nach Kündigung bei der Erzeugergemein- 
schaft bzw. Vereinigung mindestens zwölf Mo- 
nate vor dem beabsichtigten Ausscheiden. Da- 
durch kann die Erzeugergemeinschaft bzw, Ver- 
einigung gegen etwaige Massenabgänge von 
Mitgliedern geschützt werden-, 

— der Begriff der Diskriminierung wurde durch die 
Einfügung einer Klausel über das Funktionie- 
ren des Gemeinsamen Marktes und die Verwirk- 
lichung der allgemeinen Vertragsziele präzisiert. 
Außerdem wird klargestellt, daß eine Diskrimi- 
nierung wegen des Niederlassungsortes sich auf 
eine wirtschaftliche Abgrenzung bezieht. Da- 
durch kann eine zu weite Auslegung des Be- 
griffes der „Diskriminierung“ vermieden werden. 

8 . 

Gemeinsame Änderungen an den einzelnen 
ursprünglichen Vorschlägen 

Die Kommission folgt dem Rat gemäß seiner Ent- 
schließung vom 25. März 1971 und schlägt vor, den 
normalen Prozentsatz der Beteiligung des EAGFL an 
der Finanzierung erstattungsfähiger Ausgaben, die 
durch gemeinsame Maßnahmen entstehen, auf 25®/o 
festzulegen. Dies schließt jedoch nicht aus, daß der 
Rat für bestimmte Gebiete einen höheren Satz be- 
stimmen kann, der bis zu höchstens 65 ®/o gehen 
kann. 

Die Gemeinschaft kann einem Mitgliedstaat auf des- 
sen Antrag Sachverständige, die an den vorberei- 
tenden Arbeiten zur Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahme beteiligt sind, zur Verfügung stellen, be- 
sonders wenn es sich um die Ausarbeitung von Re- 
gionalplänen zur Entwicklung der Landwirtschaft 
handelt. 
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Teil A 


Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Rates vom . • . . 
über die Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Arti- 
kel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrages 
genannten Ziele nicht ohne eine grundlegende Re- 
form der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Be- 
standteil der künftigen Entwicklung der gemein- 
samen Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemein- 
schaftliche Konzeption und gemeinschaftliche Krite- 
rien stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und 
in der Schwere der Strukturprobleme machen gebiet- 
lich differenzierte Lösungen erforderlich, die zeit- 
lich angepaßt werden können und zur gesamtwirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung des betreffen- 
den Gebiets beitragen müssen. Die beste Wirkung 
läßt sich erzielen, wenn die Mitgliedstaaten auf 
der Grundlage einer gemeinschaftlichen Konzeption 
und gemeinschaftlicher Kriterien die gemeinsame 
Aktion durch ihre eigenen gesetzgeberischen und 
administrativen Mittel selbst durchführen. 

Die Agrarstruktur ist in der Gemeinschaft durch 
eine Vielzahl landwirtschaftlicher Betriebe gekenn- 
zeichnet, denen die erforderlichen Strukturbedingun- 
gen fehlen, um ein angemessenes Einkommen und 
Lebensbedingungen, die mit denen der anderen 
Berufsgruppen vergleichbar sind, erzielen zu kön- 
nen. Außerdem vergrößert sich ständig die Ein- 
kommensdisparität zwischen den Betrieben, die sidi 
dank ihrer strukturellen Lage der wirtschaftlichen 
Entwicklung anzupassen vermögen, und den übrigen 
Betrieben. 

In Zukunft werden sich nur die Betriebe der wirt- 
schaftlichen Entwicklung anpassen können, deren 
Betriebsleiter eine angemessene berufliche Befähi- 
gung besitzen, deren wirtschaftliche Rentabilität 
buchführungsmäßig nachgewiesen wird und die in 
der Lage sind, ein Produktionspotential, das die An- 
wendung rationeller Produktionsmethoden gewähr- 
leistet, und ein angemessenes Einkommen zu er- 
reichen sowie den in ihnen beschäftigten Personen 
befriedigende Arbeitsbedingungen zu bieten. Die 
Reform der landwirtschaftlichen Produktionsstruk- 


tur hat daher die Bildung und Entwicklung solcher 
Betriebe zu fördern. 

In den meisten Fällen ist die Entwicklung solcher 
Betriebe auf kurze Sicht nicht durchführbar. Zudem 
läßt sich diese Entwicklung im Rahmen eines über 
mehrere Jahre gestaffelten Entwicklungsplanes, der 
Aufschluß über die erforderlichen Mittel von der 
Ausgangslage des Betriebs bis zum Abschluß des 
Plans gibt, nach einer rationelleren und besser 
ausgewogenen Zeitfolge durchführen. 

Zur Lenkung der Entwicklung der einzelnen Be- 
triebe sind die durch den Entwicklungsplan anzu- 
strebenden Ziele in bezug auf die Betriebs- 
rentabilität und die Arbeitszeit der in den Betrieben 
beschäftigten Personen festzulegen. 

Ist für die Entwicklung des Betriebs eine Auf- 
stockung der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
vorgesehen, so ist es nicht erforderlich, daß der Be- 
trieb bereits zu Beginn der Durchführung des Ent- 
wicklungsplans die Flächen, um die er vergrößert 
werden soll, kultiviert; es muß jedoch gesichert 
sein, daß der Betrieb im Verlaufe der geplanten Ent- 
wicklungszeit über die vorgesehenen Flächen ver- 
fügen kann. 

Um sich zu vergewissern, daß die für die Entwick- 
lung der Betriebe vorgesehenen öffentlichen Finanz- 
mittel tatsächlich in die Betriebe fließen, die die er- 
forderlichen Bedingungen erfüllen, müssen die zu- 
ständigen Stellen zwecks Beurteilung der Anträge 
in der Lage sein, auch den Entwicklungsplan zu 
prüfen. 

Die Bemühungen der Landwirte um die Schaffung 
moderner Betriebe können dadurch gefördert wer- 
den, daß ihnen zu Aufstockungszwecken freigesetzte 
Flächen zur Verfügung gestellt und Beihilfen für 
ihre Investitionen gewährt werden. 

Die Investitionsbeihilfen sollten grundsätzlich in 
Form von Zinsvergütungen gewählt werden, da- 
mit die wirtschaftliche und finanzielle Verantwor- 
tung des Betriebsleiters erhalten bleibt. Aus dem 
gleichen Grund sollte der Betriebsleiter zur Zahlung 
eines selbst geringen Teils der Zinsen herangezogen 
werden. In gewissen Fällen könnten sich indessen 
Beihilfen in Form von Kapitalzuschüssen oder 
spätere Amortisierungen als notwendig erweisen. 

Um zu einem anhaltenden Gleichgewicht auf den 
Agrarmärkten zu gelangen, ist gleichzeitig mit der 
Modernisierung und mit der Schaffung entwicklungs- 
fähiger Betriebe eine Umstellung deren Erzeugung, 
insbesondere von der Milcherzeugung auf die Rind- 
und Schaffleischerzeugung, zu fördern. Dieses Ziel 
kann durch Gewährung einer Prämie zum Ausgleich 
der Umstellungsbemühungen des Begünstigten und 
des vorübergehenden Einkommensverlustes als 
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Folge der Umstellung erreicht werden. Diese Prämie 
muß folglich zeitlich befristet und degressiv sein. 

Da die Entwicklung der auf Rind- und Schaffleisch- 
erzeugung ausgerichteten Betriebe besonders hohe 
Investierungen nötig macht, erscheint es infolge- 
dessen gerechtfertigt, Beihilfen für den Ankauf von 
Rindern und Schafen vorzusehen. 

Aus biologischen Gründen kann die Erzeugung 
von Schweinen, Eiern und Geflügel in kürzester 
Zeit erheblich gesteigert werden. Um die Aus- 
weitung dieser Erzeugung in gewissem Grade zu 
begrenzen, empfiehlt es sich, Förderungsmaßnahmen 
zugunsten der Bildung entwicklungsfähiger Betriebe 
auf diesem Produktionssektor solchen Betrieben 
oder Betriebsgruppen vorzubehalten, die selbst min- 
destens die Hälfte des benötigten Futters erzeugen 
können. 

Unerläßliches Instrument zur richtigen Beurteilung 
der finanziellen und wirtschaftlichen Lage eines Be- 
triebes, insbesondere wenn er sich modernisieren 
will, ist die Buchführung, deren Haltung durch 
einen finanziellen Anreiz erleichtert werden könnte. 

Im Interesse einer rationellen Erzeugung und 
einer Verbesserung der Lebensbedingungen emp- 
fiehlt es sich, auch die Bildung von Betriebshelfer- 
diensten oder Zusammenschlüssen für die rationel- 
lere gemeinschaftliche Nutzung landwirtschaftlicher 
Investitionsgüter zu fördern. 

Da die Möglichkeiten zur Entwicklung von Be- 
trieben im Rahmen einer Flurbereinigung oder von 
Bewässerungsmaßnahmen weitestgehend ausge- 
schöpft werden sollen, wird eine besondere Beihilfe- 
regelung für diejenigen Flurbereinigungen oder 
Bewässerungsmaßnahmen nötig, die zur Schaffung 
einer besseren Betriebsstruktur führen. 

Die Modernisierung der Betriebe läßt sich nur 
unter der Bedingung in dem gewünschten Umfang 
verwirklichen, daß die Finanzhilfe der Mitglied- 
staaten zugunsten der Betriebe im Hinblick auf die 
Verwirklichung dieses Ziels konzentriert wird. 
Außerdem ist zu vermeiden, daß Unternehmen, die 
auf lange Sicht keine Lebensfähigkeit zu erreichen 
in der Lage sind, in einen häufig lang dauernden 
und kostspieligen Wachstumsprozeß einbezogen 
werden. Dagegen sollte den Mitgliedstaaten ge- 
stattet werden, durch eine Übergangsbeihilfe zu 
Investitionen das Schicksal der Leiter solcher Un- 
ternehmen zu erleichtern, die aus den verschieden- 
sten Gründen nicht in den Genuß der Maßnahmen 
zur Reform der Landwirtschaft kommen können. 

Es ist zu vermeiden, daß Landwirte Anreize erhal- 
ten, einen beträchtlichen Teil ihrer Mittel für den 
Grundstückserwerb aufzuwenden. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Ab- 
satz 1 Buchstabe a des Vertrages einschließlich der 
für das ordnungsgemäße Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes erforderlichen Strukturänderungen 
zu verwirklichen. Sie stellen daher eine gemein- 
same Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der Ver- 


ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar ^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung ihrer Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik eingesetzten Ständigen 
Agrarstrukturausschusses eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission eingeführt wird und daß die in den Artikeln 
11 bis 15 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorge- 
sehene Anhörung des Ausschusses des EAGFL zu 
den finanziellen Aspekten sowie gegebenenfalls des 
Ständigen Ausschusses für regionale Entwicklung zu 
den regionalen Aspekten umfaßt ®). 

Die während der Vorbereitungsarbeiten für die 
Inkraftsetzung der gemeinsamen Maßnahmen ge- 
machten Erfahrungen sind je nach Region der Ge- 
meinschaft sehr verschieden; es sollte daher darauf 
geachtet werden, daß sich diese Inkraftsetzung in 
einer beschleunigten und harmonischen Weise voll- 
zieht. 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige 
Ergänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


TEIL I 

Maßnahmen zugunsten entwicklungsfähiger 
landwirtschaftlicher Betriebe 

Artikel 1 

Zur Schaffung der strukturellen Voraussetzungen 
für eine erhebliche Verbesserung der Einkommen 
und Lebensbedingungen in der Landwirtschaft füh- 
ren die Mitgliedstaaten eine selektive Regelung zur 
Förderung entwicklungsfähiger landwirtschaftlicher 
Betriebe ein, die darauf abzielt, ihre Entwicklung 
und Bewirtschaftung unter rationellen Bedingungen 
zu begünstigen. 

Artikel 2 

Als entwicklungsfähig im Sinne dieser Richtlinie 
gilt derjenige landwirtschaftliche Betrieb, dessen 
Inhaber 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892 
‘^) Vgl. Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom 
15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 152 vom 28. November 1969 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/2696 


a) die Landwirtschaft als Hauptberuf betreibt, 

b) ausreichende berufliche Fähigkeiten besitzt, 

c) sich vom Beginn des Entwicklungsplanes an zur 
Buchführung im Sinne von Artikel 11 verpflich- 
tet, 

d) einen Betriebsentwicklungsplan aufstellt, der den 
Bedingungen des Artikels 4 entspricht. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten bestimmen 

— den Begriff „hauptberuflicher Betriebsinhaber" 
im Sinne dieser Richtlinie; 

— die Maßstäbe, die bei der Beurteilung seiner 
beruflichen Fähigkeit anzulegen sind. 

Artikel 4 

]. Der in Artikel 2 Buchstabe d genannte Entwick- 
lungsplan 

a) liefert den Beweis, daß bei seinem Abschluß der 
landwirtschaftliche Betrieb, dessen Entwicklung 
vorgesehen ist, in der Lage ist, für mindestens 
eine oder zwei Vollarbeitskräfte in jedem Ge- 
biet, in dem dieser Betrieb seine Tätigkeit aus- 
übt, ein jährliches Arbeitseinkommen, das dem in 
außerlandwirtschaftlichen Berufen in dem betref- 
fenden Gebiet erzielten Einkommen vergleich- 
bar ist, und eine angemessene Verzinsung des 
investierten Kapitals zu erbringen. Dieses Ein- 
kommen muß erreicht werden können, ohne daß 
die jährliche Arbeitszeit 2300 Stunden übersteigt; 

b) sieht die Anwendung moderner Produktions- 
techniken und befriedigende Arbeitsbedingungen 
vor. 

2. Unter Arbeitseinkommen im Sinne von Absatz 1 
ist der durchschnittliche jährliche Bruttolohn außer- 
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer in der Region, in 
der der betreffende Betrieb seine Tätigkeit ausübt, 
unter Berücksichtigung der als Sozialversicherung 
bewirkten Einkommensübertragungen zu verstehen. 

3. Die Mitgliedstaaten bestimmen 

— die Mindestzahl der Vollarbeitskräfte je Betrieb 
unter Berücksichtigung der Art der Erzeugung 
und der sich daraus ergebenden Arbeitsbedin- 
gungen; 

— die Verzinsung des investierten Kapitals; 

— die Höhe des vergleichbaren Einkommens. Dieses 
wird je nach Laufzeit des Entwicklungsplanes zu 
erhöhen sein, um dem vorhersehbaren Anwach- 
sen außerlandwirtschaftlicher Einkommen Rech- 
nung zu tragen. 

4. Die Verwirklichung des Entwicklungsplanes kann 
sich über einen Zeitraum von höchstens sechs Jahren 
erstrecken. Die Mitgliedstaaten können diese Frist 
für bestimmte Gebiete verlängern, die sie insbeson- 
dere unter Berücksichtigung der voraussichtlich ver- 
fügbaren Flächen und nichtlandwirtschaftlichen Ar- 
beitsplätze bestimmen. 


Artikel 5 

1. Die Inhaber von entwicklungsfähigen landwirt- 
schaftlichen Betrieben, die die vorgesehenen Förde- 
rungsmaßnahmen in Anspruch nehmen wollen, rei- 
chen bei den in Artikel 7 vorgesehenen Stellen ent- 
sprechende Anträge ein. 

2. Der Antrag kann von einzelnen Betriebsinha- 
bern oder von mehreren Betriebsinhabern, die sich 
zusammenschließen wollen, gestellt werden. Die 
Mitgliedstaaten gewähren den einen wie den an- 
deren gleiche Behandlung. 

Artikel 6 

1. Dem Antrag ist der in Artikel 2 Buchstabe d 
vorgesehene Entwicklungsplan beizufügen. Dieser 
enthält alle nötigen Angaben für die Beurteilung, 
ob das Unternehmen den Bedingungen des Arti- 
kels 4 entspricht, und insbesondere 

— eine Beschreibung der Ausgangstage, 

- eine Beschreibung der nach Durchführung des 
Plans erwarteten Lage anhand einer Voraus- 
schätzung, 

— eine Beschreibung der Maßnahmen und insbe- 
sondere der Investitionen, die zur Erreichung der 
angestrebten Ergebnisse durchgeführt werden 
müssen. 

2. Falls der Entwicklungsplan eine Vergrößerung 
der Betriebsfläche vorsieht, setzt sich die zu errei- 
chende Fläche zusammen aus 

— den Böden, die bereits im Besitz des Betriebs- 
inhabers sind, 

— - den Böden, für die er Pacht- oder Verkaufs- 

zusagen besitzt, 

— den Böden, deren Bereitstellung die in Artikel 6 
Buchstabe c der Richtlinie des Rates über die 
Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit und die Bereitstellung 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche für Zwecke 
der Agrarstrukturverbesserung vorgesehene 
Bodengesellschaft bescheinigt. 


Artikel 7 
Die Mitgliedstaaten 

- - benennen die mit der Prüfung und Genehmigung 

der Anträge und der Entwicklungspläne beauf- 
tragten Stellen; 

— legen das Prüfungs- und Genehmigungsverfahren 
fest. 

Artikel 8 

1. Die Förderungsregelung für Betriebsinhaber, 
deren Anträge und Entwicklungspläne genehmigt 
worden sind, umfaßt folgende Maßnahmen: 

a) die vorrangige Bereitstellung von freigesetzten 
Böden unter den Bedingungen des Artikels 6 
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Buchstaben b und c der Richtlinie des Rates 
vom durch Verpachtung oder Verkauf; 

b) Beihilfen in Form von Zinsvergütungen für die 
zur Durchführung des Entwicklungsplanes not- 
wendigen Investitionen mit Ausnahme der Auf- 
wendungen für den Kauf 

— von Boden, 

— von anderem lebenden Inventar als Rindern 
und Schafen; 

c) Bürgschaften für aufgenommene Darlehen nebst 
Zinsen, soweit keine ausreichenden dinglichen 
und persönlichen Sicherheiten vorhanden sind. 

2. Die in Absatz 1 Buchstabe b vorgesehene Zins- 
vergütung wird für die Gesamthöhe der aufgenom- 
menen Darlehen gewährt. Sie beträgt höchstens 
5 ®/o bei einer Höchstdauer von 15 Jahren. Der zu 
Lasten des Begünstigten verbleibende Zinssatz muß 
mindestens 3 ®/o betragen. Die Mitgliedstaaten kön- 
nen diese Beihilfe in Form einer gleichwertigen 
Kapitalbeihilfe oder spätere Amortisierungen ge- 
währen. 

Der Rat kann jedoch auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages einen Mitgliedstaat ermäch- 
tigen, für einen bestimmten Zeitraum 

— Zinsvergütungen von mehr als 5 % zu gewäh- 
ren, wenn die Kapitalmarktlage des Mitglied- 
staates es rechtfertigt; 

— die Mindestbelastung des Begünstigten in be- 
stimmten Gebieten auf 2 ®/ü herabzusetzen. 


Artikel 9 

1. Ist im Entwicklungsplan der Ankauf von Rin- 
dern oder Schafen vorgesehen, so werden die in 
Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben b und c vorgesehenen 
Beihilfen zum Ankauf dieser Tiere von der Bedin- 
gung abhängig gemacht, daß der Anteil der Rinder- 
und Schafverkäufe oder des Milchverkaufs nach 
Durchführung des Betriebsentwicklungsplanes mehr 
als 60 ^Vo des gesamten Verkaufserlöses des Betrie- 
bes ausmacht. 

2. Sofern der Betriebsentwicklungsplan Investi- 
tionen im Bereich der Schweine-, Eier- und Geflügel- 
erzeugung vorsieht, sind die Förderungsmaßnahmen 
gemäß Artikel 8 davon abhängig, daß nach Durch- 
führung des Entwicklungsplanes zumindest die 
Hälfte der Futtermittel vom Betrieb selbst erzeugt 
werden könnte. 

Bei gemeinschaftlicher Produktion durch mehrere 
Betriebe ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn die 
Hälfte der Futtermittel von einem oder mehreren 
der beteiligten Betriebe erzeugt werden könnte. 

Artikel 10 

1. Sieht der Betriebsentwicklungsplan eine schwer- 
punktmäßige Ausrichtung auf die Rindfleisch- oder 
Schaffleischprodiiktion vor, so wird zusätzlich zu 
den in Artikel 8 aufgeführten Förderungsmaßnah- 


men eine Ausrichtungsprämie gewährt. Die Zahlung 
der Ausrichtungsprämie wird über drei Jahre ge- 
staffelt; sie beträgt 

— 30 RE je ha landwirtschaftlicher Nutzfläche bis zu 
3000 RE je Betrieb im ersten Jahr; 

— 20 RE je ha bis zu 2000 RE im zweiten Jahr; 

— 10 RE je ha bis zu 1000 RE im dritten Jahr. 

2. Die Gewährung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Prämie ist davon abhängig, daß nach Abschluß des 
Betriebsentwicklungsplanes der Anteil der Rinder- 
und Schafverkäufe 60 Vo der Gesamtverkaufserlöse 
der Betriebe überschreitet. 


TEIL II 

Andere Maßnahmen 
zugunsten landwirtschaftlicher Betriebe 

Artikel 11 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren hauptberuflichen 
landvdrtschaf fliehen Betriebsinhabern auf Antrag 
eine Beihilfe in Höhe eines jährlichen Pauschalbe- 
trags von 100 Rechnungseinheiten für die ersten 
drei Jahre einer Geschäftsbuchführung in ihrem Be- 
trieb. 

2. Diese Buchführung 

a) umfaßt 

— jährlich eine Eröffnungs- und eine Schluß- 
bestandsaufnahme, 

— während des Buchführungsjahres die syste- 
matische und regelmäßige Eintragung aller 
den Betrieb betreffenden Sach- und Barbewe- 
gungen; 

b) führt zur jährlichen Vorlage 

— ■ einer Beschreibung der allgemeinen Merk- 
male des Betriebes, insbesondere der einge- 
setzten Produktionsfaktoren, 

— einer ausführlichen Bilanz (der Aktiva und 
Passiva) und einer ausführlichen Betriebs- 
rechnung (Belastungen und Erträge), 

— der zur Beurteilung der Wirksamkeit der 
gesamten Betriebsführung erforderlichen Fak- 
toren, namentlich des Arbeitseinkommens je 
Vollarbeitskraft und des Einkommens des 
Betriebsinhabers; ferner der zur Beurteilung 
der Rentabilität der wichtigsten Betriebs- 
tätigkeiten erforderlichen Faktoren. 

3. Wird der Betrieb von den hierzu von den Mit- 
gliedstaaten bestimmten Stellen ausgewählt, Buch- 
führungsdaten für Zwecke der Unterrichtung und 
wissenschaftlicher Untersuchungen zu liefern, so 
verpflichtet sich der Betriebsinhaber, der die in Ab- 
satz 1 erwähnte Beihilfe erhält, die Buchführungs- 
daten seines Betriebes den genannten Stellen 
anonym zur Verfügung zu stellen. 
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Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten gewähren Betriebshelferdien- 
sten sowie Zusammenschlüssen für die rationellere 
Nutzung landwirtschaftlicher Investitionsgüter auf 
Antrag eine pauschale Startbeihilfe bis zu 5000 Rech- 
nungseinheiten zur Deckung ihrer Verwaltungs- 
kasten. 

Artikel 13 

1. Zur Förderung der Modernisierung und Ver- 
größerung von Betrieben im Rahmen der Flurberei- 
nigung einschließlich Folgemaßnahmen und Bewäs- 
serungsmaßnahmen führen die Mitgliedstaaten ge- 
gebenenfalls zusätzlich zu der bereits bestehenden 
Regelung eine besondere Beihilferegelung ein, die 
auch zusätzliche Anreize zur Einstellung der land- 
wirtschaftlichen Tätigkeit mit umfassen können. 

2. Die in Absatz 1 erwähnten besonderen Beihilfen 
werden von der Flurbereinigung oder Bewässerungs- 
maßnahmen betroffenen Betriebsinhabern gewährt, 
wenn — • nach Abschluß dieser Maßnahmen — min- 
destens 80 ®/o der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
von Betrieben bewirtschaftet werden, die den in 
Artikel 4 Absatz 1 dieser Richtlinie genannten Ent- 
wicklungszielen entsprechen. 

Artikel 14 

1. Diese Richtlinie läßt die Möglichkeiten der Mit- 
gliedstaaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen 
im Bereich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und 
Modalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen 
und deren Höhe die in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Höchstbeträge überschreitet, vorbehaltlich der 
nachstehenden Vorschriften unberührt. 

2. Beihilfen zu Investitionen in landwirtschaftlichen 
Betrieben, die nicht den Bedingungen der Artikel 2 
und 4 entsprechen, sind untersagt. Ausgenommen 
hiervon sind: 

a) die in Artikel 92 Absatz 2 Buchstaben b und c 
vorgesehenen Beihilfen; 

b) Beihilfen zugunsten hauptberuflicher Betriebs- 
inhaber in Form von Zinsvergütungen oder zins- 
verbilligten Darlehen unter der Bedingung, daß 
der zu Lasten des Begünstigten verbleibende 
Zinssatz mindestens 6 Vo beträgt; die Mitglied- 
staaten können diese Beihilfe in Form einer 
gleichwertigen Kapitalbeihilfe oder spätere 
Amortisierung gewähren; 

c) für einen Zeitram von fünf Jahren nach Wirksam- 
werden dieser Richtlinie Ubergangsbeihilfen mit 
einem verminderten Betrag zugunsten hauptbe- 
ruflicher Betriebsinhaber, die noch nicht 55 Jahre 
alt sind und das in Artikel 4 festgesetzte Min- 
destarbeitseinkommen nicht erreichen. Diese Bei- 
hilfen werden in Form einer Zinsvergütung, 
Kapitalbeihilfe oder späterer Amortisierungen 
zu Bedingungen, die nicht günstiger sind als die 
in Artikel 8 vorgesehenen, gewährt. Die geplan- 
ten Investitionen müssen in zehn Jahren, späte- 
stens jedoch bei Vollendung des 55. Lebens- 


jahres des Begünstigten amortisiert sein. Sie 
können nicht zum Bau neuer Betriebsgebäude 
gewährt werden. 

3. Auf jeden Fall sind untersagt: 

ü) Beihilfen für den Ankauf von Boden, ausgenom- 
men, wenn für einen bestimmten Betrieb, der den 
Bedingungen der Artikel 2 und 4 entspricht, sich 
die langfristige Anpachtung von Boden als un- 
möglich erweist; 

b) Beihilfen für den Kauf von lebendem Inventar 
mit Ausnahme von Beihilfen für den Kauf von 
Rindern und Schafen; 

c) Beihilfen für den Kauf von Rindern und Schafen, 
die nicht unter der Bedingung gewährt werden, 
daß nach der Investition oder, bei Betrieben, die 
den Bedingungen der Artikel 2 und 4 entspre- 
chen, nach Durchführung des Betriebsentwick- 
lungsplanes der Anteil der Rinder- und Schaf- 
verkäufe oder der Milchverkäufe mehr als 60 Vo 
der gesamten Verkaufserlöse des Betriebes aus- 
macht; 

d) Beihilfen an Betriebe, die Investitionen im Be- 
reich der Schweine-, Eier- oder Geflügelerzeu- 
gung vorsehen, die nicht unter der Bedingung 
gewährt werden, daß nach der Investition oder, 
bei Betrieben im Sinne von Artikel 2 und 4, nach 
Durchführung des Betriebsentwicklungsplanes, 
zumindest die Hälfte der benötigten Futtermittel 
vom Betrieb selbst erzeugt werden könnte. Bei 
gemeinschaftlicher Produktion durch mehrere Be- 
triebe ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn die 
Hälfte der Futtermittel von einem oder mehre- 
ren der beteiligten Betriebe erzeugt werden 
könnte. 

4. Die in Absatz 1 genannten Beihilfen, die nicht 

gemäß Absatz 2 oder Absatz 3 untersagt sind, wer- 
den in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der 

Artikel 92 bis 94 des Vertrages gewährt. 


TEIL III 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 
Artikel 15 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgese- 
henen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 16 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 400 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten 
fünf Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 
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Artikel 17 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

• — • die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie, ein- 
schließlich derer zu Artikel 14 Absätze 2 und 3; 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlas- 
senen Vorschriften, die die Durchführung dieser 
Richtlinie ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Gebiet 
beschlossenen gesamten agrarstrukturellen Maß- 
nahmen und im Hinblick auf die sozio-ökonomische 
Situation eines jeden Gebietes. 

3. Die Gemeinschaft kann einem Mitgliedstaat auf 
dessen Antrag Sachverständige, die an den voberei- 
tenden Arbeiten zur Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahmen beteiligt sind, zur Verfügung stellen, 
besonders wenn es sich um die Ausarbeitung von 
Regionalplänen zur Entwicklung der Landwirtschaft 
handelt. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer 
Verabschiedung mit. 


Artikel 18 

1. Bei den gemäß Artikel 17 mitgeteilten geplanten 
oder bestehenden Vorschriften prüft die Kommis- 
sion, ob im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen dieser Richtlinie und unter Berück- 
sichtigung der Ziele dieser Richtlinie sowie der not- 
wendigen Beziehungen, die zwischen den verschie- 
denen Maßnahmen bestehen, die Bedingungen für 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der 
in Artikel 15 genannten gemeinsamen Maßnahme 
erfüllt sind. Binnen zwei Monaten nach der Mittei- 
lung unterbreitet der Vertreter der Kommission, 
nachdem der Ausschuß des EAGFL zu den finanziel- 
len Aspekten gehört worden ist, dem Ständigen 
Agrarstrukturausschuß einen Entwurf einer diesbe- 
züglichen Entscheidung. Die Kommission kann zuvor 
den ständigen Ausschuß für regionale Entwicklung 
zu den regionalen Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarausschuß nimmt zu diesem 
Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende 
entsprechend der Dringlichkeit der zu prüfenden 
Frage bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von zwölf Stimmen zu- 
stande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten werden 
nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages gewogen. 
Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht 
teil. 


3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung ihrer Entscheidung bis 
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser 
Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 19 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 8 Absatz 1 b und Absatz 2 
erster Unterabsatz sowie nach den Artikeln 10, 11 
und 12 gemachten Ausgaben sind erstattungsfähig 
durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages die Ausgaben der Mitglied- 
staaten im Rahmen der in Artikel 8 Absatz 2 zweiter 
Unterabsatz vorgesehenen Maßnahmen als erstat- 
tungsfähig erklären. 

2. Der Teil der von den Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Flurbereinigungs- und Bewässerungsmaßnahmen 
nach Artikel 13 vorgenommenen Ausgaben, der sich 
auf die landwirtschaftliche Nutzfläche bezieht, die 
zur Vergrößerung von Betrieben im Sinne von Ar- 
tikel 2 gedient hat, ist erstattungsfähig durch den 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung. Von der Erstattung 
sind jedoch ausgenommen die Ausgaben für: 

— - die Urbarmachung landwirtschaftlicher Nutzflä- 
chen, 

— ■ die Einrichtung eines Stromversorgungsnetzes, 

— die Anlage von Trinkwasserleitungen. 

3. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 25 Uo der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

Die Beteiligung der Gemeinschaft an den erstat- 
tungsfähigen Ausgaben gemäß Absatz 2 darf jedoch 
den Höchstbetrag von 150 RE/ha für Flurbereinigung 
einschließlich Folgemaßnahmen und von 250 RE/ha 
für Bewässerungsmaßnahmen nicht übersteigen. 

4. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages für benachteiligte Gebiete 
eine Beteiligung beschließen, die höher als 25 Vo 
liegt und bis zu 65 Vo gehen kann. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 3 
werden nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen Verfahren 
erlassen. 

Artikel 20 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
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einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 18 gewesen sind, 
übereinstimmen. 

2. Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksam- 
werden dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie betref- 
fenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 18 gewesen 
sind. 

Wenn Rechtsvorschriften, die die Anwendung 
dieser Richtlinie ermöglichen, bereits vor deren 
Wirksamwerden bestanden haben und Gegenstand 
einer befürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 
18 gewesen sind, so erstreckt sich die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft auf erstattungsfähige 
Ausgaben, die durch nach ihrem Wirksamwerden 
gewährte Beihilfen entstanden sind. Im Falle einer 
vor dem Datum der Wirksamwerdens dieser Richt- 
linie begonnenen Modernisierung eines Betriebes 
begründet eine nach diesem Datum erfolgende Um- 
wandlung oder Fortsetzung dieser Modernisierung 
nach einem Betriebsentwicklungsplan, der dieser 
Richtlinie entspricht oder ihr angepaßt wird, das 
Recht auf Erstattung der noch verbleibenden Jahres- 
raten. 

Artikel 21 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines Ka- 
lenderjahres gemachten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. über die Beteiligung des Fonds wird gemäß Ar- 
tikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates entschieden. 

3. Abschlagszahlungen können von der Kommis- 
sion gebilligt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem in Artikel 13 der Verord- 


nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen 
Verfahren erlassen. 

Artikel 22 

Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden die 
in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Richtlinie 
beziehen, im Rahmen eines Jahresberichts geprüft, 
den die Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat vorlegt und für den die Mitgliedstaaten 
der Kommission alle erforderlichen Angaben über- 
mittelt. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung, der 
Auswirkungen auf die Produktionsziele der Ge- 
meinschaft, der Auswirkungen auf eine harmonische 
Entwicklung der Regionen der Gemeinschaft sowie 
I der finanziellen Auswirkungen der in Frage stehen- 
den Maßnahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages die notwendigen Be- 
stimmungen. 

Artikel 23 

Unbeschadet der Anwendung der Artikel 92 bis 
94 des Vertrages läßt diese Richtlinie die Möglich- 
keiten des Großherzogtums Luxemburg, bis späte- 
stens zum 1. Januar 1976 die in den Bereichen die- 
ser Richtlinie bestehenden nationalen Maßnahmen 
weiterhin anzuwenden, unberührt. 

Artikel 24 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Schätzung der für den EAGFL zu erstattenden Ausgaben für den geänder- 
ten Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom . . . über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe 


1. Ausgaben auf Grund des Artikels 8 Absatz 1 b) 

Vorgesehen sind Beihilfen in Form von höchstens 
5®/oigen Zinsvergütungen bei einer Höchstdauer von 
15 Jahren für zur Durchführung des Entwicklungs- 
plans des Betriebes notwendige Investitionen. 


2. Ausgaben auf Grund des Artikels 10 Absatz 1 

Vorgesehen ist eine folgendermaßen gestaffelte 
Ausrichtungsprämie an landwirtschaftliche Betriebe, 
die sich auf die Erzeugung von Rind- oder Schaf- 
fleisch ausrichten: 


1.1. Berechnungshypothese 

— die durchschnittliche Investition je modernsier- 
tem Betrieb beträgt 20 000 RE? 

— die modernisierten Betriebe erhalten Zinsver- 
gütungen, die den Zinssatz am Kapitalmarkt 
von 8 ^/o auf 3 ^/o verbilligen; 

— die Zahl der modernisierten Betriebe beträgt: 

Zahl der 
modernisierten 
Betriebe 


1972 40 000 

1973 90 000 

1974 90 000 

1975 130 000 

1976 130 000 


480 000 

1.2. Kostenberechnung 

Kosten für einen Betrieb (auf 15 Jahre berechnet): 


1. Jahr: 20 000 RE X 0,05 
20 000 


2. Jahr: (20 000 

3. Jahr: (20 000 — 

4. Jahr: (20 000 — 

5. Jahr: (20 000 — 
davon 


15 

2 X 20 000 




15 

3 

X 

20 000 



15 

4 

X 

20 000 


15 


= 1 000 RE 
) X 0,05 - 934 RE 

) X 0,05 = 867 RE 

) X 0,05 - 800 RE 

) X 0,05 = 733 RE 


Jahr 


Moder- 

nisierte 

Betriebe 


Gesamt- 

kosten 

(Millionen 

RE 


Durch den 
EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen 
RE) 


1972 

' 40 000 ' 

1 

40 

10 

1973 

i 90 000 

127 j 

31,75 

1974 

90 000 

209 i 

52,25 

1975 

130 000 1 

324 

81 

1976 

130 000 i 

430 

107,50 


30 RE/ha landwirtschaftliche Nutzfläche im 1. Jahr 
20 RE/ha landwirtschaftliche Nutzfläche im 2. Jahr 
10 RE/ha landwirtschaftliche Nutzfläche im 3. Jahr 


2.1. Berechnungshypothese 

— für die Bildung von begünstigten Betrieben wird 
folgendes Tempo angenommen: 

1973: 12 000 Betriebe 
1974: 18 000 Betriebe 
1975: 18 000 Betriebe 
1976: 24 000 Betriebe 

— die durchschnittliche Fläche je begünstigtem 
Betrieb wird auf 85 Hektar geschätzt. Ein durch- 
schnittlicher Betrieb erhält folglich: 

30 X 85 = 2 550 RE im 1. Jahr 

20 X 85 - 1 700 RE im 2. Jahr 

10 X 85 = 850 RE im 3. Jahr 


2.2. Kostenberechnung 


Jahr 

1 

i 

Kostenberechnung 

j Gesamt- 
' kosten 
' (Millio- 
nen RE) 

; Durch den 
! EAGFL, 
Abteilung 
i Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen 
RE) 

i 

1972 






1973 

(12 000 X 2 550) 

: 31 

7,75 

1974 

(12 000 X 1 700) 

+ (18 000 X 2 550) 

1 66 

16,50 

1975 

i 

1 

(12 000 X 850) 

+ (18 000 X 1 700) 
+ (18 000 X 2 550) 

i 

: 87 

1 

21,75 

1976 

1 

(18 000 X 850) 

+ (18 000 X 1 700) 
+ (24 000 X 2 550) 

107 i 

26,75 


0 Schätzung für die fünf ersten Jahre 
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3. Ausgaben auf Grund von Artikel 1 1 Absatz 1 

Vorgesehen sind Beihilfen in Form eines Pauschal- 
betrages von 100 RE jährlich in drei aufeinander- 
folgenden Jahren zur Erleichterung der Einrichtung 
und Führung der Buchhaltung der Betriebe. 

3.1. Berechnungshypothese 

— 80 der modernisierten Betriebe kommen in 
den Genuß dieser Beihilfe. 

— Die Zahl der nichtmodernisierten Betriebe, für 
die diese Beihilfe beantragt wird, wird auf 
50 000 jährlich geschätzt. 

3.2. Kostenberechnung 


Jahr 

! 

1 Kumulierte 
Zahl der 
' begün- 
; stigten 
i Betriebe 

! 

Gesamt- 

kosten 

(Millionen 

RE) 

Durch den 
EAGFL, 1 

Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen 

1 RE) 

1972 

82 000 

8 

2 1 

1973 

204 000 

20 

5 

1974 

326 000 

33 

8,25 ! 

1975 

398 000 

40 

10 ' 

1976 

430 000 

43 

10,75 


4. Ausgaben auf Grund des Artikels 12 

Betriebshelferdiensten sowie Zusammenschlüssen 
für die rationelle Nutzung landwirtschaftlicher In- 
vestitionsgüter wird eine Starthilfe in Form eines 
Pauschalbetrages von höchstens 5000 RE gewährt. 

4.1. Berechnungshypothese 

Angenommen wird die Bildung von 500 Zusam- 
menschlüssen dieser Art im Jahr, die durchschnitt- 
lich 4000 RE erhalten. 


4.2. Kostenberechnung 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

Durch den EAGFL, 
Abteilung Aus- 
richtung, zu 
erstatten 
(Millionen RE) 

1972 

2 

0.5 

1973 1 

2 

0,5 

1974 

2 

0,5 

1975 

2 

0,5 

1976 

2 

0,5 


5. Ausgaben auf Grund des Artikels 13 

Es wird eine Gemeinschaftsbeihilfe von höchstens 
150 RE/ha für bestimmte Flurbereinigungsmaßnah- 
men, einschließlich Nebenarbeiten, sowie von höch- 
stens 250 RE/ha für bestimmte Bewässerungsmaß- 
nahmen gewährt, vorausgesetzt, daß mindestens 
80 Vo der betreffenden landwirtschaftlichen Fläche 
von Betrieben genutzt werden, die den Entwick- 
lungszielen von Artikel 4 Absatz 1 dieser Richtlinie 
entsprechen. 

5.1. Kosten der Beihilfe zur Flurbereinigung 

Berechnungshypothese 

— Ca. 800 000 bis 850 000 ha sind in der Gemein- 
schaft jährlich Gegenstand einer Flurbereini- 
gungsmaßnahme. 

— Es wird angenommen, daß 40 ®/o dieser Fläche, 
d. h. oa. 350 000 ha, die Voraussetzungen für die 
Beihilfegewährung erfüllen; dieser Satz wird je- 
doch nur progressiv erreicht. Ferner wird ange- 
nommen, daß 20 ®/o dieser Fläche mobilisiert 
werden und der Modernisierung der Betriebe 
dienen. 

— Die durchschnittlichen Flurbereinigungskosten, 
einschließlich Nebenarbeiten, werden in der Ge- 
meinschaft auf 600 RE/ha geschätzt. Auf der 
Grundlage einer finanziellen Beteiligung des 
EAGFL von durchschnittlich 25 ^/o betrüge die 
Beihilfe je mobilisiertem Hektar 0,25 X 600 = 
150 RE/ha. 


Kostenberechnung 


Jahr 

Beihilfenbegünstigte 

Fläche 

Gesamt- 

kosten 

(Millionen 

RE) 

Durch den 
EAGFL, 
Abteilung 
Ausrich- 
tung, zu 
erstatten 
(Millionen 

RE) 

1972 

70 000 X 20 Vo 
= 14 000 ha 

2 

0,5 

1973 

140 000 X 20 “/o 
= 28 000 ha 

4 

1 

1974 

210 000 X 20®/o 
= 42 000 ha 

6 

1,50 

1975 

280 000 X 20 “/o 
= 56 000 ha 

8 ■ 

2 

1976 

‘) 350 000 X 20 «/o 
= 70 000 ha 

11 

2,75 


5.2. Kosten der Beihilfe zur Bewässerung 

Berechnungshypothese 

Rund 120 000 bis 130 000 Hektar werden für die Be- 
wässerung jährlich in der Gemeinschaft im Laufe 

die Voraussetzungen für die Beihilfengewährung er- 
füllende Bereinigungszone 
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der nächsten fünf Jahre ausgerüstet, davon sind rund 
80 000 ha Teil von Gemeinschaftsbewässerungsvor- 
haben. 

Es wird angenommen, daß zwei Drittel dieser Fläche, 
d. h. rund 55 000 ha, jährlich die Voraussetzungen 
für die Beihilfengewährung erfüllen. 

Es wird ferner angenommen, daß 15^'0 dieser Flä- 
chen mobilisiert werden und der Betriebsmoderni- 
sierung dienen. 

Die durchschnittlichen Investitionskosten für die 
Bewässerung werden auf 1 000 RE/ha geschätzt. 

Auf der Grundlage einer finanziellen Beteiligung 
des EAGFL von 25 Vo betrüge die Beihilfe je mobili- 
siertem Hektar 250 RE. 

Kostenberechnung 


Jahr 

Beihilfonbegünstiqtc 

Fläche 

Gesamt- 

kosten 

(Millionen 

RE) 

Durch den 
EAGFL, 
Abteilung 
Ausrich- 
tung, zu 
erstatten 
(Millionen 

RE) 

1972 

15 000 X 15 Vo 
= 2 250 ha 

0,56 1 

0,25 

1973 

30 000 X 15 “/o 
= 4 500 ha 

1,1 1 

0,25 

1974 

40 000 X 15«/o 
= 6 000 ha 

1,5 2 

0,5 

1975 

50 000 X 15 Vo 
= 7 500 ha 

1,87 2 

1 0,5 

1976 

55 000 X 15®/o 
= 8 250 ha 

1 2,06 2 

0,5 


6. Zusammenfassung aller sich aus der Richtlinie 
ergebenden Ausgaben 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

Durch den EAGFL, 
Abteilung Aus- 
richtung, zu 
erstatten 
(Millionen RE) 

1972 

53 

13 

1973 

185 

46 

1974 

318 

80 

1975 

1 463 

116 

1976 

595 

149 
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Teil B 


Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom 

zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit und Verwendung der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche für Zwecke der Agrarstrukturverbesserung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Artikel 
39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrages ge- 
nannten Ziele nicht ohne eine grundlegende Reform 
der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Bestand- 
teil der künftigen Entwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik, die sich daher auf eine gemeinschaft- 
liche Konzeption und gemeinschaftliche Kriterien 
stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und 
in der Schwere der Strukturprobleme machen gebiet- 
lich differenzierte Lösungen erforderlich, die zeitlich 
angepaßt werden können und zur gesamtwirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung des betreffenden 
Gebietes beitragen müssen. Die beste Wirkung läßt 
sich erzielen, wenn die Mitgliedstaaten auf der 
Grundlage einer gemeinschaftlichen Konzeption und 
gemeinschaftlicher Kriterien die gemeinsame Aktion 
durch ihre eigenen gesetzgeberischen und admini- 
strativen Mittel selbst durchführen und unter den 
von der Gemeinschaft festgesetzten Bedingungen 
selbst bestimmen, in welchem Maße diese Aktion in 
bestimmten Gebieten verstärkt oder auf gewisse 
Gebiete konzentriert werden muß. 

Zur Verbesserung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen müssen in erster Linie die Produktions- 
kosten gesenkt werden. Diese Senkung der Pro- 
duktionskosten läßt sich insbesondere durch die 
Bildung von Betrieben angemessener Größe errei- 
chen. Für die Bildung solcher Betriebe muß freies 
Land verfügbar sein. 

Zur Erreichung dieser Zielsetzung erscheint es not- 
wendig, an Personen, die ihre landwirtschaftliche 
Erwerbstätigkeit einstellen und ihren Boden, den 
sie bewirtschaften, für Zwecke der Agrarstruktur- 
verbesserung zur Verfügung stellen, Beihilfen zu 
gewähren. 

Eine angemessene Förderung der Bodenmobilität 
besteht in der Gewährung einer ausreichend attrak- 


tiven Prämie, die im Verhältnis zur freigesetzten 
Fläche berechnet ist, an alle Landwirte. 

Die Betriebsinhaber, die älter als 55 Jahre sind, 
sehen sich jedoch im allgemeinen erheblichen 
Schwierigkeiten gegenüber, wenn sie den Beruf 
wechseln wollen; aus diesem Grunde erscheint es 
angebracht, ihnen außerdem bis zur Erreichung des 
65. Lebensjahres eine jährliche Rente zu gewähren, 
die es ihnen ermöglicht, ihren Lebensunterhalt, 
wenn sie die Landwirtschaft verlassen, zu bestreiten. 

Es erscheint angebracht, den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu belassen, hauptberufliche Landwirte, 
die die jährliche Rente erhalten, vom Genuß dieser 
Prämie ganz oder teilweise auszuschließen. 

Die Auflösung oder die Modernisierung von Be- 
trieben kann für die in ihnen beschäftigten haupt- 
beruflich tätigen betagten mitarbeitenden Familien- 
angehörigen und landwirtschaftlichen Lohnarbeits- 
kräfte den Verlust ihrer Beschäftigung und ihrer Ein- 
kommen bedeuten. 

Die angestrebten Ziele waren nicht erreicht, wenn 
der Begünstigte noch eine marktfähige landwirt- 
schaftliche Erzeugung aufrechterhält; es ist jedoch 
wünschenswert, daß die Begünstigten, wenn sie es 
wünschen, weiterhin über eine begrenzte Fläche 
verfügen können. 

In den Fällen, in denen ein Pächter Land mehrerer 
Eigentümer bewirtschaftet, kann nicht verlangt wer- 
den, daß alle Eigentümer ihr Einverständnis dazu 
geben, daß das freigewordene Land eine Verwen- 
dung im Sinne der Agrarstrukturverbesserung er- 
hält; es ist indessen wichtig, daß der Anteil der für 
eine solche Verwendung vorgesehenen Flächen aus- 
reichend bemessen wird. 

Die Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbs- 
tätigkeit muß nicht nur dazu genutzt werden, eine 
Aufstockung modernisierungsfähiger Betriebe zu 
fördern, sondern auch bestimmte Flächen der land- 
wirtschaftlichen Nutzung zu entziehen, insbesondere 
durch Aufforstung oder einer Verwendung für 
Zwecke der Erholung oder Volksgesundheit. 

Die Verfolgung dieser Ziele kann durch die Tä- 
tigkeit amtlich eingesetzter Bodengesellschaften er- 
leichtert werden, denen die Landwirte ihre Lände- 
reien für die Zwecke der Strukturreform anbieten 
können. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Ab- 
satz 1 Buchstabe a des Vertrages einschließlich der 
für das ordnungsgemäße Funktionieren des Gemein- 
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Samen Marktes erforderlichen Strukturänderungen 
zu verwirklichen. Sie stellen daher eine gemein- 
same Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Wenn die im Verhältnis zur freigesetzten Fläche 
berechnete Prämie jedoch auch keine gemeinschaft- 
liche Finanzierung erfordert, so verdient doch die 
jährliche Rente, die an Personen zwischen 55 und 65 
Jahren gewährt wird, ein besonderes gemeinschaft- 
liches Interesse, wenn sie in benachteiligten Regio- 
nen angewendet wird, in denen Maßnahmen zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit noch keine Anwendung finden. 

Im Sinne dieser Richtlinie müssen solche Regionen 
als benachteiligte Regionen angesehen werden, de- 
ren wirtschaftliche Entwicklung zurückgeblieben ist 
und in denen die Anpassung der Agrarstrukturen 
eine besondere Bedeutung verdient. 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung deren Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 
Agrarstrukturpolitik eingesetzten Ständigen Agrar- 
strukturausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission ein- 
geführt wird und daß die in den Artikeln 11 bis 15 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehene 
Anhörung des Ausschusses des EAGFL zu den finan- 
ziellen Aspekten sowie gegebenenfalls des Ständi- 
gen Ausschusses für regionale Entwicklung zu den 
regionalen Aspekten umfaßt^). 

Die während der Vorbereitungsarbeiten für die 
Inkraftsetzung der gemeinsamen Maßnahmen ge- 
machten Erfahrungen sind je nach Region der Ge- 
meinschaft sehr verschieden; es sollte daher darauf 
geachtet werden, daß sich diese Inkraftsetzung in 
einer beschleunigten und harmonischen Weise voll- 
zieht. 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich an Hand eines von der Kommis- 
sion vorgelegten Berichts die Ergebnisse der durch- 
geführten gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen 
Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige Ergän- 
zung oder Anpassung der geschaffenen Regelung 
prüfen können. 

Es erscheint zweckmäßig, daß nach einer gewissen 
Anwendungsperiode die Modalitäten der Maßnah- 
men zur Förderung der Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit vom Rat überprüft 
werden können, ohne daß davon jedoch die während 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

“) Amtsblatt der Euroapäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892 

Siehe Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom 
15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. C 152 vom 28. November 1969 


dieser Periode eingegangenen Verpflichtungen be- 
rührt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


TITEL I 

Förderung der Einstellung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbstätigkeit und Verwendung der 
auf diese Weise freigesetzten landwirtschaft- 
lichen Fläche für Zwecke der Agrarstrukturver- 
besserung 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten führen eine Regelung zur 
Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit und zur Verwendung der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche für Zwecke der Agrarstrukturver- 
besserung ein. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann in Übereinstimmung mit Artikel 3 
auf bestimmte Gebiete begrenzt oder gebietlich 
differenziert werden. 

Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 bezeichnete Regelung umfaßt: 

a) die Gewährung einer Rente in Höhe von jähr- 
lich mindestens 600 Rechnungseinheiten je Be- 
günstigten an landwirtschaftliche Betriebsleiter 
im Alter von 55 bis 65 Jahren, die hauptberuf- 
lich eine landwirtschaftliche Tätigkeit ausüben; 
die Rente wird auf Antrag gewährt; die Mit- 
gliedstaaten können die vorgesehene Rente 
durch Zahlung eines Pauschbetrages gleicher 
Wirkung ersetzen; 

b) die Gewährung einer Prämie, die so berechnet 
wird, daß sie mindestens dem achtfachen Pacht- 
wert der freigesetzten landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche entspricht, an landwirtschaftliche Betriebs- 
leiter; die Prämie wird auf Antrag gewährt. 

Die Mitgliedstaaten können die Begünstigten 
der unter a) vorgesehenen Rente ganz oder teil- 
weise vom Genuß der unter b) vorgesehenen 
Prämie ausschließen; 

c) die Gewährung der unter Buchstabe a vorgesehe- 
nen Rente an Lohnarbeitskräfte und ständig mit- 
arbeitende Familienangehörige im Alter von 55 
bis 65 Jahren, die in Betrieben beschäftigt sind, 
deren Inhaber in den Genuß der unter a) oder b) 
vorgesehenen Maßnahmen kommt. Die Rente 
wird auf Antrag gewährt. 

Die Zahlung dieser Rente wird auf Lohnarbeits- 
kräfte und ständig mitarbeitende Familienange- 
hörige im Alter von 55 bis 65 Jahren ausgedehnt, 
die ihre Beschäftigung im Rahmen der Entwick- 
lung eines Betriebes im Sinne des Titels I der 
Richtlinie Nr. . . . des Rates über die Modernisie- 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe verlieren. 
Die Rente wird auf Antrag gewährt. 
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2. Der von den Maßnahmen im Sinne von Absatz 1 
Begünstigte stellt die landwirtsdiaftlidie Erwerbs- 
tätigkeit ein und bestimmt, sofern er Betriebsinha- 
ber ist, die von ihm bewirtschaftete landwirtschaft- 
liche Nutzfläche für die in Artikel 6 festgelegten 
Verwendungszwecke. 

3. Die Mitgliedstaaten treffen alle Vorkehrungen, 
damit für die Empfänger der in Absatz 1 vorgesehe- 
nen Rente oder Prämie weder die Leistungen der 
sozialen Sicherheit, die sie bei weiterer Ausübung 
ihrer landwirtschaftlichen Tätigkeit genießen wür- 
den, verringert, noch ihre Beiträge für die Sozial- 
versicherung ungerechtfertigt erhöht werden müssen. 


Artikel 3 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, unter denen 
die Mitgliedstaaten insbesondere in den Fällen, in 
denen sie die Anwendung der in Artikel 2 fest- 
gelegten Regelung auf gewisse Gebiete zu konzen- 
trieren wünschen, 

a) den Betrag der finanziellen Anreize unter Beach- 
tung des in Artikel 2 Buchstabe a genannten 
Mindestbetrages gebietlich differenzieren, 

b) die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und o 
vorgesehenen Altersgrenzen je nach Gebiet bis 
auf 50 Jahre herabsetzen, 

c) in bestimmten Gebieten auf die Anwendung der 
in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen 
ganz oder teilweise verzichten 

können. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten legen folgendes fest: 

— den Begriff „landwirtschaftlicher Betriebsinha- 
ber". Im Sinne dieser Richtlinie kann für die 
gleiche landwirtschaftlich genutzte Fläche nur ein 
Betriebsinhaber berücksichtigt werden; 

— • den Begriff „hauptberufliche Ausübung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit" ; 

— den Begriff „ständige Lohnarbeitskraft" und 
„ständig mitarbeitender Familienangehöriger" 
sowie den Mindestumfang der von der Lohn- 
arbeitskraft und/oder dem mitarbeitenden Fa- 
milienangehörigen auf dem oder den aufzu- 
lösenden oder sich modernisierenden Betrieben 
geleisteten Arbeit; 

— die Bedingungen, unter denen die landwirt- 
schaftliche Tätigkeit als eingestellt gelten kann, 
und insbesondere die maximale Fläche, die ein 
Begünstigter der in Artikel 2 Buchstaben a und b 
vorgesehenen finanziellen Anreize behalten 
kann, wobei mindestens die Einstellung jeglicher 
zur Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse führenden landwirtschaftlichen Tätigkeit 
sichergestellt sein muß. 


Artikel 5 
Die Mitgliedstaaten 

a) setzen den Mindestflächenanteil der landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche fest, den der Begün- 
stigte der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a 
und b genannten finanziellen Anreize freizuset- 
zen hat, falls die landwirtschaftlich genutzte 
Fläche mehr als einem Eigentümer gehört; 

b) treffen geeignete Bestimmungen, damit die in 
Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a vorgesehene 
Rente nicht Betriebsinhabern gewährt wird, 
deren Betrieb in den letzten Jahren erheblich 
verkleinert worden ist. 


Artikel 6 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche, die von den 
Begünstigten der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a 
und b vorgesehenen Maßnahmen freigesetzt wird, 
muß 

a) entweder der landwirtschaftlichen Nutzung 
dauernd entzogen werden, insbesondere durch 
ihre Aufforstung oder ihre Verwendung für 
Zwecke der Erholung und Volksgesundheit, 

b) oder an Betriebsinhaber, die in den Genuß der 
in Artikel 8 der Richtlinie . . . des Rates über die 
Modernisierung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe vorgesehenen Förderungsmaßnahmen kom- 
men, auf mindestens 18 Jahre verpachtet oder 
verkauft werden, 

c) oder an von den Mitgliedstaaten bezeichneten 
Bodengesellschaften im Hinblick auf einen der 
unter Buchstaben a und b vorgesehenen Verwen- 
dungszwecke zur Pacht auf mindestens 18 Jahre 
oder zum Verkauf angeboten werden; diese Ge- 
sellschaften können die Bedingungen der vorläu- 
figen Verwendung bestimmen. 


TITEL II 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 
Artikel 7 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgese- 
henen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 792/70 des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 8 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betragen 
288 Millionen Rechnungseinheiten für die fünf ersten 
Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 
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Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie, 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlas- 
senen Vorschriften, die die Durchführung dieser 
Richtlinie ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Ge- 
biet beschlossenen gesamten agrarstrukturellen 
Maßnahmen und im Hinblick auf die sozio-ökono- 
mische Situation eines jeden Gebiets. 

3. Die Gemeinschaft kann einem Mitgliedstaat auf 
dessen Antrag Sachverständige, die an den vorberei- 
tenden Arbeiten zur Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahme beteiligt sind, zur Verfügung stellen, be- 
sonders wenn es sich um die Ausarbeitung von Re- 
gionalplänen zur Entwicklung der Landwirtschaft 
handelt. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 


Artikel 10 

1. Bei den gemäß Artikel 9 mitgeteilten geplanten 
oder bestehenden Vorschriften prüft die Kommis- 
sion, ob im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen dieser Richtlinie und unter Berück- 
sichtigung der Ziele dieser Richtlinie sowie der not- 
wendigen Beziehungen, die zwischen den verschie- 
denen Maßnahmen bestehen, die Bedingungen für 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an 
der in Artikel 7 genannten gemeinsamen Maßnahme 
erfüllt sind. Binnen zwei Monaten nach der Mit- 
teilung unterbreitet der Vertreter der Kommission, 
nachdem der Ausschuß des EAGFL zu den finanziel- 
len Aspekten gehört worden ist, dem Ständigen 
Agrarstrukturausschuß einen Entwurf einer diesbe- 
züglichen Entscheidung. Die Kommission kann zuvor 
den Ständigen Ausschuß für regionale Entwicklung 
zu den regionalen Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Fragen bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von 12 Stim- 
men zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten 
werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 


3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die 
Kommission die Anwendung ihrer Entscheidung bis 
zur Dauer von höchstens einem Monat nach dieser 
Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 11 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a 
und c getätigten Ausgaben kommen unter Beach- 
tung des in diesem Artikel vorgesehenen Mindest- 
betrages für eine Finanzierung durch den EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, in Betracht. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages beschließen, daß die von den 
Mitgliedstaaten in Anwendung von Artikel 3 Buch- 
stabe b im Rahmen der Maßnahmen nach Artikel 2 
Absatz 1 getätigten Ausgaben erstattungsfähig sind. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 25 ®/o der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

In benachteiligten landwirtschaftlichen Gebieten 
jedoch, in denen Förderungsmaßnahmen zur Einstel- 
lung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit noch 
nicht angewendet werden, vergütet der EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, 65 Vo der erstattungsfähigen 
Kosten. 

3. Im Sinne des vorstehenden Absatzes gelten als 
benachteiligte landwirtschaftliche Gebiete diejeni- 
gen, auf die gleichzeitig die beiden folgenden Merk- 
male zutreffen: 

— der Prozentsatz der in der Landwirtschaft tätigen 
Bevölkerung liegt über dem Durchschnitt der Ge- 
meinschaft; 

— das Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten je Ein- 
wohner liegt unter dem Durchschnitt der Ge- 
meinschaft. 

Die Liste der Gebiete wird in entsprechender An- 
wendung des in Artikel 10 vorgesehenen Verfahren 
aufgestellt. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
erster Unterabsatz werden nach dem in Artikel 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vorge- 
sehenen Verfahren erlassen. 


Artikel 12 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 10 gewesen 
sind, übereinstimmen. 
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2. Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksam- 
werden dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
sc±iaft nur in Betracht kommen, wenn die sie be- 
treffenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer be- 
fürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 10 gewe- 
sen sind. 

Wenn Rechtsvorschriften, die die Anwendung die- 
ser Richtlinie ermöglichen, bereits vor deren Wirk- 
samwerden bestanden haben und Gegenstand einer 
befürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 10 ge- 
wesen sind, so erstreckt sich die finanzielle Beteili- 
gung der Gemeinschaft auf erstattungsfähige Aus- 
gaben, die nach ihrem Wirksamwerden entstanden 
sind einschiießlidi der Ausgaben, die durch vor die- 
sem Datum liegende Bewilligungen von Renten im 
Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a und b 
verursacht werden. 

Artikel 13 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe des Kalen- 
derjahres getätigten Ausgaben und sind der Kom- 
mission bis zum 30, Juni des darauffolgenden Jahres 
einzureichen. 

2. über die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates entschieden, 

3. Abschlagszahlungen können von der Kommis- 
sion gebilligt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem in Artikel 13 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen 
Verfahren erlassen. 

Artikel 14 

1. Unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates treffen die Mitglied- 
staaten in 'Übereinstimmung mit den nationalen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften die erforder- 
lichen Maßnahmen, um bereits gezahlte Beträge bei 
Nichteinhaltung der in Artikel 2 Absatz 2 bezeich- 
neten Verpflichtungen zurückzufordem. Sie teilen 
der Kommission die getroffenen Maßnahmen mit 
und berichten ihr regelmäßig insbesondere über den 
Stand der diesbezüglichen Verwaltungs- oder Ge- 
ri dit s ver f ahren. 

2. Die zurück geforderten Beträge fließen den Zahl- 
stellen zu und werden von diesen von den vom 
Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem An- 


teil der gemeinschaftlichen Finanzierung in Abzug 
gebracht. 

3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten ent- 
sprechend ihrem Anteil an der Finanzierung ge- 
tragen. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im 
Bereich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und 
Modalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen 
und deren Höhe die vorgesehenen Höchstbeträge 
überschreitet, unberührt, sofern diese Beihilfen in 
Übereinstimmung mit den Artikeln 92 bis 94 des 
Vertrages gewährt werden. 

Artikel 16 

1. Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden 
die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und ein- 
zelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Richt- 
linie beziehen, im Rahmen eines Jahresberichtes 
geprüft, den die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat vorlegt und für den die Mit- 
gliedstaaten der Kommission alle erforderlichen An- 
gaben übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung der 
Auswirkungen auf eine harmonische Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft sowie der finanziel- 
len Auswirkungen der in Frage stehenden Maß- 
nahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfahren 
des Artikels 43 des Vertrages die notwendigen Be- 
stimmungen. 

2. Nach Ablauf von vier Jahren nach Wirksam- 
werden dieser Richtlinie prüft der Rat erneut die 
Einzelheiten der in dieser Richtlinie vorgesehenen 
gemeinsamen Maßnahme unbeschadet der während 
dieser Zeit eingegangenen Erstattungsverpflichtun- 
gen. 

Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Maßnahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Schätzung der durch den EAGFL zu erstattenden Ausgaben für den geän- 
derten Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom . . . zur Förderung der 
Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und Verwendung 
der auf diese Weise freigesetzten landwirtschaftlichen Flächen für Zwecke 
der Agrarstrukturverbesserung 


1. Ausgaben auf Grund des Artikels 2 Absatz 1 
Buchstaben a und c 

Die Mitgliedstaaten gewähren eine Rente in Höhe 
von jährlich mindestens 600 Redinungseinheiten je 
Begünstigten an hauptberuflich als landwirtschaft- 
liche Betriebsinhaber tätige Personen im Alter von 
zwischen 55 und 65 Jahren, die ihre Tätigkeit in der 
Landwirtschaft aufgeben. 

1.1. Berechnungshypothesen 

Die Rente beträgt 600 Rechnungseinheiten jährlich 
je Begünstigten. 

Es wird angenommen, daß die Abgänge jedes Jahr 
am 30. Juni erfolgen, weshalb für das Abgangsjahr 
des Betriebsinhabers nur die halbe jährliche Rente 
einzusetzen ist. 

Die jährlichen Gesamtkosten werden pauschal um 
20®/o erhöht, um den in Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe c erwähnten Begünstigten Rechnung zu tragen. 

Es wird angenommen, daß die Zahl der empfangs- 
berechtigten Betriebsinhaber im Zeitraum 1972/1976 
400 000 beträgt, von denen sich 200 000 in landwirt- 
schaftlich benachteiligten Gebieten befinden, in de- 
nen die Maßnahmen zur Förderung der Einstellung 
der landwirtschaftlichen Tätigkeit noch nicht ange- 
wandt werden. 



Abgänge von 
Betriebsleitern 

davon in benach- 
teiligten Gebieten 

1972 

60 000 

30 000 

1973 

80 000 

40 000 

1974 

1 

80 000 

40 000 

1975 

1 

90 000 

45 000 

1976 ' 

90 000 

45 000 

Insgesamt 

400 000 

200 000 


Schätzung für die ersten fünf Jahre 


Es wird angenommen, daß vom Jahre 1974 ein- 
schließlich an 5% der Begünstigten der vorherge- 
henden Jahre die Altersgrenze von 65 Jahren über- 
schreiten werden. 

Hypothese des Tempos, in dem die landwirtschaft- 
liche Tätigkeit eingestellt wird. 


1.2. Kostenberechnung 


Jahr 

Anzahl der 
Betriebs- 
leiter, die 
ihre Tätig- 
keit ein- 
stellen 

Aufgerech- 
nete Zahl der 
Betriebs- 
leiter, die 
ihre Tätig- 
keit ein- 
stellen 

Berichtigte 

Anzahl 

(- 50/0 

jährlich 
ab 1974) 

1972 

60 000 

60 000 

60 000 

1973 

80 000 

140 000 

140 000 

1974 

80 000 

220 000 

213 000 

1975 

90 000 

310 000 

299 000 

1976 

90 000 

400 000 

384 500 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

Durch den EAGFL, 
Abteilung Ausrich- 
tung, zu erstatten 
(Millionen RE) 

den Be- 
triebs- 
leiter 
betref- 
fend 

sämt- 
liche 
Begün- 
stigten 
betref- 
fend 
( + 20®/ 0 ) 

zu 

25»/» 

zu 

65 0/0 

insge- 

samt, 

abge- 

rundet 

1972 

18 

22 

2,75 

7,15 

10 

1973 

60 

72 

9 

23,4 

32 

1974 

104 

125 

15,6 

40,6 

56 

1975 

148 

177 

22,1 

57,5 

80 

1976 

204 

245 

30,6 

1 

79,6 

110 
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Teil C 


Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom 

betreffend die sozio-ökonomische Information und berufliche 
Qualifikation der in der Landwirtschaft tätigen Personen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen 
Agrarpolitik Hand in Hand gehen, deren in Arti- 
kel 39 Absatz 1 Buchstaben a und b des Vertrages 
genannte Ziele nicht ohne eine grundlegende Re- 
form der Agrarstruktur erreicht werden können. 

Diese Strukturreform ist ein wesentlicher Be- 
standteil der künftigen Entwicklung der gemein- 
samen Agrarpolitik, die sich daher auf eine ge- 
meinschaftliche Konzeption und gemeinschaftliche 
Kriterien stützen muß. 

Die Unterschiede in den Ursachen, in der Art und 
in der Schwere der Strukturprobleme machen ge- 
bietlich differenzierte Lösungen erforderlich, die 
zeitlich angepaßt werden können und zur gesamt- 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des be- 
treffenden Gebietes beitragen müssen. Die beste 
Wirkung läßt sich erzielen, wenn die Mitglied- 
staaten auf der Grundlage einer gemeinschaftlichen 
Konzeption und gemeinschaftlicher Kriterien die 
gemeinsame Aktion durch ihre eigenen gesetz- 
geberischen und administrativen Mittel selbst durch- 
führen und unter den von der Gemeinschaft fest- 
gesetzten Bedingungen selbst bestimmen, in wel- 
chem Maße diese Aktion in bestimmten Gebieten 
verstärkt oder auf gewisse Gebiete konzentriert 
werden muß. 

Die Reform der Agrarstruktur ist nur möglich, 
wenn eine große Zahl landwirtschaftlicher Erwerbs- 
tätiger die Ausrichtung ihrer Tätigkeit grundlegend 
ändert. 

Die mit jeder Neuausrichtung der Erwerbstätigkeit 
innerhalb der Landwirtschaft oder mit jedem Wech- 
sel in andere Erwerbszweige verbundene Wahl muß 
an Hand einer Kenntnis der bestehenden Möglich- 
keiten und der Folgen der Wahl getroffen werden. 

In zahlreichen Gebieten der Gemeinschaft ist diese 
Wahl gegenwärtig dadurch erschwert, daß auf Ebene 
der einzelnen bäuerlichen Familien die sozio-ökono- 
mische Information der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung entweder gänzlich fehlt oder noch nicht 


genügend entwickelt ist und daß das hierfür er- 
forderliche Personal fehlt. 

Die Entwicklung und die Spezialisierung der 
Landwirtschaft erfordern eine beträchtliche An- 
hebung des Standes der allgemeinen, technischen 
und wirtschaftlichen Ausbildung der landwirtschaft- 
lichen Erwerbsbevölkerung, insbesondere im Falle 
einer durch den technischen Fortschritt und die 
Markterfordernisse unerläßlich gewordenen Neu- 
ausrichtung der Betriebsführung, Erzeugung und 
Vermarktung. 

Die ungenügende Zahl der Anstalten für Berufs- 
ausbildung und Berufsumschulung behindert in zahl- 
reichen Gebieten die Bemühungen, die Inhaber 
landwirtschaftlicher Betriebe zu echten Leitern mo- 
derner Unternehmen zu machen und allgemein eine 
berufliche Weiterbildung der Betriebsinhaber, Lohn- 
arbeitskräfte und mitarbeitenden Familienangehöri- 
gen sicherzustellen. 

Um den Bedürfnissen einer in der Entwicklung 
befindlichen Landwirtschaft zu genügen, müssen die 
Anstalten für Berufsausbildung und Berufsumschu- 
lung ihre Programme sowie den Stand und die Art 
der Ausbildung des Lehrkörpers nach vom Staat 
bestimmten Mindestkriterien festlegen und an- 
passen. 

Wenn in der Landwirtschaft tätige Personen aus 
diesem Erwerbszweig ausscheiden, sind sie im all- 
gemeinen gezwungen, neue berufliche Qualifikatio- 
nen zu erwerben, was ihnen nur möglich ist, wenn 
während der Zeit, die sie für die Umschulung auf- 
wenden müssen, ihr Einkommen gesichert ist. 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Ab- 
satz 1 Buchstabe a des Vertrages einschließlich der 
für das ordnungsgemäße Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes erforderlichen Strukturänderungen 
zu verwirklichen. Sie stellen daher eine gemein- 
same Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar ^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaaten 
hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen zur 
Verwirklichung ihrer Ziele beitragen. Zu diesem 
Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, durch das im 
Rahmen des durch Artikel 1 der Ratsentscheidung 
vom 4. Dezember 1962 über die Koordinierung der 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Agrarstrukturpolitik-) eingesetzten Ständigen Agrar- 
strukturausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission ein- 
geführt wird und das die in den Artikeln 11 bis 15 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgesehene An- 
hörung des Ausschusses des EAGFL zu den finan- 
ziellen Aspekten sowie gegebenenfalls des Ständi- 
gen Ausschusses für regionale Entwicklung zu den 
regionalen Aspekten umfaßt^). 

Die während der Vorbereitungsarbeiten für die 
Inkraftsetzung der gemeinsamen Maßnahmen ge- 
machten Erfahrungen sind je nach Region der Ge- 
meinschaft sehr verschieden; es sollte daher darauf 
geachtet werden, daß sich diese Inkraftsetzung in 
einer beschleunigten und harmonischen Weise voll- 
zieht. 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich anhand eines von der Kommis- 
sion vorgelegten Berichts die Ergebnisse der durch- 
geführten gemeinschaftlichen und einzelstaatlichen 
Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige Ergän- 
zung oder Anpassung der geschaffenen Regelung 
prüfen können — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


TITEL I 

Sozio-ökonomische Information 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung 

Artikel 1 

1. Um den in der Landwirtschaft tätigen Personen 
eine Entscheidung über ihre berufliche Zukunft und 
diejenige ihrer Kinder zu ermöglichen, führen die 
Mitgliedstaaten eine Regelung ein, mit der die 
sozio-ökonomische Information der Betriebsinhaber, 
der landwirtschaftlichen Lohnarbeitskräfte und der 
mitarbeitenden Familienangehörigen verbessert wer- 
den soll, 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann auf bestimmte Gebiete begrenzt oder 
gebietlich differenziert werden. 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, die die Mit- 
gliedstaaten bei der Anwendung dieser Bestimmun- 
gen, insbesondere wenn sie die Anwendung auf 
bestimmte Gebiete zu konzentrieren wünschen, be- 
folgen. 

Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 vorgesehene Regelung umfaßt 

a) die Errichtung, den Ausbau und den Betrieb 
öffentlicher oder von den Mitgliedstaaten aner- 

-) Amtsblcitt der Europäischen Gerneinschdften Nr. 136 
vom 17. Dereinber 19G2, S. 2892 
■) Siehe Vorschlag einer Entscheidung des Rates vom 
15. Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 152 vom 28. November 1969. 


kannter privater Stellen für die sozio-ökonomi- 
sche Information oder die Errichtung und den 
Ausbau von Sonderabteilungen für die sozio- 
ökonomische Information innerhalb bereits be- 
stehender Stellen, 

b) die Errichtung, den Ausbau und den Betrieb 
öffentlicher oder von den Mitgliedstaaten aner- 
kannter privater Anstalten für die Ausbildung 
und Fortbildung sozio-ökonomischer Berater bzw. 
die Errichtung und den Ausbau solcher Fach- 
abteilungen innerhalb bereits bestehender An- 
stalten. 

2. Für die Verwirklichung der in Absatz 1 genann- 
ten Maßnahmen erlassen die Mitgliedstaaten alle 
notwendigen Vorschriften einschließlich der Einrich- 
tung eines Beihilfesystems für die private 

a) Errichtung, Ausbau und Betrieb der unter Ab- 
satz 1 a) vorgesehenen sozio-ökonomischen In- 
formationsstellen, 

b) Errichtung, Ausbau und Betrieb der unter Ab- 
satz 1 b) vorgesehenen Anstalten sowie 

c) die Gewährung von Prämien für den Besuch der 
Anstalten für die Ausbildung und Weiterbildung 
der sozio-ökonomischen Berater. 

Artikel 3 

Die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a bezeich- 
neten Stellen oder Sonderabteilungen gewährleisten 
die sozio-ökonomische Information mit folgender 
ausdrücklicher Zielsetzung: 

— Untersuchung und Beurteilung von Einzelfällen, 
bei denen infolge der Entwicklung der sozio- 
ökonomischen Bedingungen eine strukturelle An- 
passung in der Landwirtschaft notwendig ist; 

— Zusammenstellung aller zu berücksichtigenden 
technischen, wirtschaftlichen, rechtlichen, sozialen 
und menschlichen Faktoren; 

— Unterrichtung und Beratung aller Interessenten 
im Hinblick auf 

a) eine Fortsetzung der landwirtschaftlichen Er- 
werbstätigkeit, wobei jedoch die bisherige 
Tätigkeitsausrichtung grundlegend zu ändern 
ist; diese Änderung kann bestehen in einer 
Neuausrichtung der Produktion, in einer Re- 
organisation der Struktur des landwirtschaft- 
lichen Unternehmens, in einem Betriebs- 
wechsel oder in einem Beschäftigungswechsel; 

b) eine Abwanderung in andere Erwerbszweige; 

c) eine endgültige Einstellung der Erwerbstätig- 
keit; 

— eine Verweisung an die zuständigen Stellen ent- 
sprechend den geplanten oder getroffenen Ent- 
scheidungen. 

Artikel 4 

Die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten 
Anstalten und Fachabteilungen besorgen die Aus- 
bildung und Fortbildung sozio-ökonomischer Be- 
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rater, indem sie Personen, die bereits eine ange- 
messene Grundausbildung erhalten haben, folgendes 
vermitteln; 

— eine ausreichende Kenntnis der landwirtschaft- 
lichen, wirtschaftlichen und strukturellen Pro- 
bleme des Gebietes, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben; 

— ausreichende Fachkenntnisse in Agrarwirtschaft, 
in landwirtschaftlicher Betriebswirtschaft und, 
speziell für Beraterinnen, in Hauswirtschaft; 

— eine ausreichende Kenntnis der psychologischen 
und soziologischen Faktoren, welche die Entschei- 
dung und die Anpassungsfähigkeit der Betroffe- 
nen beeinflussen; 

— eine ausreichende Kenntnis der rechtlichen und 
sozialen Möglichkeiten, um in geeigneter Form 
konkrete Vorschläge zur Lösung der Probleme 
unterbreiten zu können, die die Anpassung der 
Unternehmen oder die Änderung des Berufs der 
Betroffenen und ihrer Familienangehörigen so- 
wie der Zukunftsprobleme ihrer Kinder auf- 
werfen. 


TITEL II 

Berufliche Qualifikation der in der 
Landwirtschaft tätigen Personen 

Artikel 5 

1. Um die in der Landwirtschaft tätigen Personen, 
die das schulpflichtige Alter überschritten haben, in 
die Lage zu versetzen, innerhalb ihres landwirtschaft- 
lichen Berufs ihre beruflichen Kenntnisse zu ver- 
bessern oder neue berufliche Kenntnisse zu erwer- 
ben, führen die Mitgliedstaaten eine Förderungs- 
regelung zur beruflichen Weiterbildung und beruf- 
lichen Anpassung der Betriebsinhaber, der landwirt- 
schaftlichen Lohnarbeitskräfte und der mitarbeiten- 
den Familienangehörigen ein. 

2. Die Anwendung der in Absatz 1 vorgesehenen 
Regelung kann auf bestimmte Gebiete begrenzt oder 
gebietlich differenziert werden. 

Der Rat bestimmt nach dem Verfahren des Arti- 
kels 43 des Vertrages die Bedingungen, die die 
Mitgliedstaaten bei der Anwendung dieser Bestim- 
mungen, insbesondere wenn sie die Anwendung auf 
bestimmte Gebiete zu konzentrieren wünschen, be- 
folgen. 

Artikel 6 

1. Die in Artikel 5 vorgesehene Förderungsrege- 
lung betrifft Maßnahmen, durch die dem in der Land- 
wirtschaft tätigen Personen eine ergänzende allge- 
meine, technische und wirtschaftliche Ausbildung 
vermittelt werden soll. 

Träger dieser Maßnahmen sind öffentliche oder 
von den Mitgliedstaaten anerkannte private Anstal- 
ten für Berufsausbildung und Berufsfortbildung. 
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2. Die Mindestbedingungen, denen die Berufsaus- 
bildungsanstalten genügen müssen, um von den Mit- 
gliedstaaten anerkannt zu werden, werden von den 
Mitgliedstaaten festgelegt, die insbesondere bestim- 
men 

a) die Mindestprogramme für die Berufsfortbildung, 
insbesondere den Anteil der allgemeinen, der 
technischen und der wirtschaftlichen Ausbildung; 

b) die Mindestdauer der Berufsfortbildungslehr- 
gänge entsprechend der Art dieser Lehrgänge; 

c) die Führung der Anstalten sowohl unter dem 
qualitativen Gesichtspunkt der Schulung, insbe- 
sondere in bezug auf die Größe und den Aus- 
bildungsstand des Lehrkörpers, als auch unter 
quantitativen und finanziellen Gesichtspunkten. 

3. Für die Verwirklichung der in Absatz 1 genann- 
ten Maßnahmen erlassen die Mitgliedstaaten alle 
notwendigen Vorschriften einschließlich der Ein- 
richtung eines Beihilfesystems 

— für die private Errichtung, Ausbau und Betrieb 
der Anstalten für Berufsausbildung und Fort- 
bildung; 

— für die Gewährung von Prämien für den Besuch 
dieser Anstalten. 


TITEL III 

Berufsumschulung der in der Landwirtschaft 
tätigen Personen, die eine nichtlandwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausüben wollen 

Artikel 7 

1. Damit in der Landwirtschaft tätige Personen, die 
eine nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit ausüben wol- 
len, Berufsumschulungslehrgänge besuchen können, 
schaffen die Mitgliedstaaten eine Beihilferegelung, 
die den betreffenden Personen während der Um- 
schulung ein Einkommen sowie die Gewährung oder 
Beibehaltung des Rechts auf Leistungen aus der 
Sozialversicherung sicherstellen. Diese Beihilfen dür- 
fen jedoch die Sozialversicherungsleistungen selbst 
nicht decken. 

2. Die Höhe der den betreffenden Personen im 
Rahmen dieser Maßnahme zu gewährenden Beihilfe 
wird von den Mitgliedstaaten festgesetzt. 


TITEL IV 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 
Artikel 8 

Die Gesamtheit der in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maßnahme 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 
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Artikel 9 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betragen 
110 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten fünf 
Jahre. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 3 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Richtlinie, 

— die vor Wirksamwerden dieser Richtlinie erlasse- 
nen Vorschriften, die die Durchführung dieser 
Richtlinie ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Ge- 
biet beschlossenen gesamten agrarstrukturellen 
Maßnahmen und im Hinblick auf die sozio-ökonomi- 
sche Situation eines jeden Gebietes. 

3. Die Gemeinschaft kann einem Mitgliedstaat auf 
dessen Antrag Sachverständige, die an den vorbe- 
reitenden Arbeiten zur Durchführung der gemein- 
samen Maßnahme beteiligt sind, zur Verfügung 
stellen, besonders wenn es sich um die Ausarbeitung 
von Regionalplänen zur Entwicklung der Landwirt- 
schaft handelt. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die in 
Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 


Artikel 11 

1. Bei den gemäß Artikel 10 mitgeteilten geplanten 
oder bestehenden Vorschriften prüft die Kommis- 
sion, ob im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen dieser Richtlinie und unter Berück- 
sichtigung der Ziele dieser Richtlinie sowie der not- 
wendigen Beziehungen, die zwischen den verschie- 
denen Maßnahmen bestehen, die Bedingungen für 
eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an der 
in Artikel 8 genannten gemeinsamen Maßnahme er- 
füllt sind. Binnen zwei Monaten nach der Mitteilung 
unterbreitet der Vertreter der Kommission, nachdem 
der Fondsausschuß zu den finanziellen Aspekten ge- 
hört worden ist, dem Ständigen Agrarstrukturaus- 
schuß einen Entwurf einer diesbezüglichen Entschei- 
dung. Die Kommission kann zuvor den Ständigen 
Ausschuß für regionale Entwicklung zu den regiona- 
len Aspekten anhören. 


2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Fragen bestimmen kann, Stellung. 

Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit von 
zwölf Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitglied- 
staaten werden nach Artikel 143 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung ihrer Entscheidung bis zur 
Dauer von höchstens einem Monat nach dieser Mit- 
teilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 12 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 2 Absatz 2, Artikel 6 Ab- 
satz 3 und Artikel 7 gemachten Ausgaben sind durch 
den EAGFL, Abteilung Ausrichtung, in den in Ab- 
satz 2 genannten Grenzen erstattungsfähig. 

Die erstattungsfähigen Ausgaben umfassen nicht 
die Ausgaben für den Grundstückserwerb. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten folgende Beträge; 

25 Vo der im Rahmen der Maßnahmen nach Arti- 
kel 2 Absatz 2 Buchstabe a gemachten erstat- 
tungsfähigen Ausgaben bis zu einem Gesamt- 
betrag von 4000 Rechnungseinheiten pro einge- 
setzten sozio-ökonomischen Berater; 

- — 25 Vo der im Rahmen der Maßnahmen nach Arti- 
kel 2 Absatz 2 Buchstaben b und c gemachten 
erstattungsfähigen Ausgaben bis zu einem Ge- 
samtbetrag von 4000 Rechnungseinheiten pro 
ausgebildeten oder fortgebildeten Berater; 

— 25 Vo der im Rahmen der Vorschriften des Arti- 
kels 6 Absatz 3 gemachten erstattungsfähigen 
Ausgaben bis zu einem Gesamtbetrag von 2000 
Rechnungseinheiten für jeden Landwirt, der einen 
vollständigen Leiirgang zur beruflichen Ausbil- 
dung oder Weiterbildung besucht hat; 

— 25 Vo der im Rahmen der Maßnahmen nach Arti- 
kel 7 gemachten Ausgaben. 

Die Kommission setzt die Beträge der erstattungs- 
fähigen Ausgaben fest; es handelt sich um Pausch- 
beträge, für welche Tabellen aufgestellt werden. 

Jeder Mitgliedstaat teilt hierzu der Kommission 
die in seinem Gebiet für diese Beihilfenart festge- 
stellten Kosten mit. Die Kommission übermittelt dem 
betreffenden Mitgliedstaat ihre etwaigen Bemerkun- 
gen und setzt die Berechnungstabellen fest. Auf Vor- 
schlag eines Mitgliedstaates kann die Kommission 
die ihn betreffenden Berechnungstabellen ändern. 
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Um die Beteiligung des EAGFL festzusetzen, kann 
die Kommission die Mindest- und Höchstzeit bestim- 
men, die für die Dauer der Gewährung der Einkom- 
mensgarantie in Betracht zu ziehen ist. 

Diese Bestimmungen sind bis zum Zeitpunkt der 
Inkraftsetzung des Beschlusses anwendbar, den der 
Rat in Anwendung des Beschlusses Nr. 71/66/EWG 
des Rates vom 1. Februar 1971 über die Reform des 
Europäischen Sozialfonds zu fassen hat und durch 
den der Fonds die Möglichkeit erhält, auf Grund von 
Artikel 4 des genannten Beschlusses zugunsten der 
in der Landwirtschaft tätigen Personen, die eine 
nicht landwirtschaftliche Tätigkeit ausüben wollen, 
tätig zu werden. 

3. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages für benachteiligte Gebiete eine 
Beteiligung beschließen, die höher als 25'®/o liegt 
und bis zu 65 ®/o gehen kann. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen Verfah- 
ren erlassen. 

Artikel 13 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 1 1 gewesen 
sind, übereinstimmen, 

2. Die von den Mitgliedstaaten vor dem Wirksam- 
werden dieser Richtlinie beschlossenen Maßnahmen 
können für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie betref- 
fenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 11 gewesen 
sind. 

Wenn Rechtsvorschriften, die die Anwendung 
dieser Richtlinie ermöglichen, bereits vor deren 
Wirksamwerden bestanden haben und Gegenstand 
einer befürwortenden Entscheidung gemäß Arti- 
kel 1 1 gewesen sind, so erstreckt sich die finanzielle 
Beteiligung der Gemeinschaft auf erstattungsfähige 
Ausgaben, die durch nach ihrem Wirksamwerden 
gewährte Beihilfen entstanden sind. 


Artikel 14 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind der 


Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. Uber die Beteiligung des Fonds wird gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates entschieden. 

3. Abschlagszahlungen können von der Kommis- 
sion gebilligt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates er- 
lassen. 

Artikel 15 

Diese Richtlinie läßt die Möglichkeit der Mitglied- 
staaten zur Gewährung zusätzlicher Beihilfen im 
Bereich dieser Richtlinie, deren Bedingungen und 
Modalitäten von denen dieser Richtlinie abweichen, 
unberührt, sofern diese Beihilfen in Übereinstim- 
mung mit den Artikeln 92 bis 94 des Vertrages, ge- 
währt werden. 

Artikel 16 

Vor dem ersten August eines jeden Jahres wer- 
den die in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und 
einzelstaatlichen Maßnahmen, die sich auf diese 
Richtlinie beziehen, im Rahmen eines Jahresberich- 
tes geprüft, den die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat vorlegt und für den die Mit- 
gliedstaaten der Kommission alle erforderlichen An- 
gaben übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der für die 
Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik notwendigen strukturellen Entwicklung der 
Auswirkungen auf eine harmonische Entwicklung 
der Regionen der Gemeinschaft sowie der finan- 
ziellen Auswirkungen der in Frage stehenden Maß- 
nahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfah- 
ren des Artikels 43 des Vertrages die notwendigen 
Bestimmungen. 

Artikel 17 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie binnen zwölf Monaten nach ihrem Wirk- 
samwerden nachzukommen. 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Schätzung der durch den EAGFL zu erstattenden Ausgaben für den 
geänderten Vorschlag einer Richtlinie des Rates vom . . . betreffend die 
sozio-ökonomische Information und berufliche Qualifikation der in der 
Landwirtschaft tätigen Personen 


1. Zu erstattende Ausgaben auf Grund des Arti- 
kels 2 Absatz 2; sozio-ökonomische Information 


1.1. Berechnungshypothesen 

Folgender Rhythmus ist für die Ausbildung sozio- 
ökonomische r Berater vorgesehen; 


Jahr 

Anzahl ausge- 
bildeter 
Berater 

Aufgerechnete 

Anzahl 

1972 

500 

500 

1973 

1 000 

1 500 I 

1974 

1 000 

2 500 j 

1975 

1 

500 

3 000 


Die Kosten der Ausbildung eines sozio-ökonomi- 
schen Beraters in den in Artikel 2 Absatz 1 Buch- 
stabe b genannten Zentren betragen: 

Betriebskosten eines Zentrums: 

1 800 RE/ Jahr/Berater 

Teilnahmeprämie: (6 Monate zu 340/RE/Monat) 

2 040 


3 840 RE/Jahr/Berater 

Die jährlichen Fortbildungskosten für einen sozio- 
ökonomischen Berater in den genannten Zentren 
werden auf 150 RE geschätzt. 

Die Ausgaben für die Schaffung, den Ausbau und 
den Betrieb der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a 
vorgesehenen Stellen für die sozio-ökonomische In- 
formation sowie für die Fahrten der Berater werden 
auf 4 000 RE je Jahr und eingesetzten Berater ge- 
schätzt. Für Berater, die ihre Tätigkeit neu aufneh- 
men, wird eine Omonatige Beschäftigung in dem 
Aufahmejahr angenommen, so daß sich die Kosten 
in dem Jahr auf 2 000 RE je Berater ermäßigen. 

Schätzung für die ersten fünf Jahre 
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1.2. Kostenberechnung 


Jahr 


1972 


I 





! 

1 

Vom EAGFL, 





Gesamt- , 

Abteilung 


Kostenberechnung 



ausgaben 

Ausrichtung, 





(Millionen RE) 

zu erstatten 






(Millionen RE) 

’ — Ausbildung von 

500 Beratern, 


1 



je 3 840 RE: 


1 920 000 

RE 



' — Einsatz von 500 

Beratern, 





je 2 000 RE: 


1 000 000 

RE 

3 

0,75 

(Betrieb der Stellen und Fahrten der 





Berater) 


2 920 000 

RE 1 




1973 — Ausbildung von 1 000 Beratern, 

je 3 840 RE: 3 840 000 RE j 

— Einsatz von 1 000 Beratern, 

je 2 000 RE: 2 000 000 RE 

(Betrieb der Stellen und Fahrten der 

Berater) 

— 500 bereits im Einsatz befindliche 

Berater, , 

je 4 000 RE: 2 000 000 RE i 

(Betrieb der Stellen und Fahrten der 
Berater) 

— Fortbildung der 500 bereits eingesetz- 
ten Berater, 

je 150 RE: 75 000 RE ; 

I 7 915 000 RE! 


1974 Ausbildung von 1 000 Beratern, 

je 3 840 RE: 3 840 000 RE ' 

! ^ I 

— Einsatz von 1 000 Beratern, I 

I je 2 000 RE: 2 000 000 RE j 

j (Betrieb der Stellen und Fahrten der j 

1 Berater) ■ 

I — 1 500 bereits im Einsatz befindliche ^ 

I I 

Berater, 

je 4 000 RE: 6 000 000 RE 

j (Betrieb der Stellen und Fahrten der j 

i Berater) 

— Fortbildung der 1 500 bereits einge- | 

setzten Berater, ! 

! je 150 RE: 225 000 RE ; 

12 054 000 re' 

! I 
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Vom EAGFL, 

Gesamt- , Abteilung i 

Jahr Kostenberechnung ausgaben Ausrichtung, | 

(Millionen RE) | zu erstatten | 

1 I (Millionen RE) ; 


1975 — Ausbildung von 500 Beratern, | 

je 3 840 RE: 1 920 000 RE ^ 

— Einsatz von 500 Beratern, 

je 2 000 RE: 1 000 000 RE | 

(Betrieb der Stellen und Fahrten der 
Berater) 

— 2 500 bereits im Einsatz befindliche i 

Berater, I 13 3,25 

je 4 000 RE: 10 000 000 RE ; 

(Betrieb der Stellen und Fahrten der 

Berater) | 

— Fortbildung der 2 500 bereits einge- 
setzten Berater, 

je 150 RE: 375 000 RE 


13 295 000 RE j 


1976 

— 3 000 im Einsatz befindliche Berater, 
j e 4 000 RE : 

(Betrieb der Stellen und Fahrten der 
Berater) 

12 000 000 RE 


— Fortbildung der 3 000 im Einsatz be- 
findlichen Berater, 



je 150 RE: 

450 000 RE 


12 450 000 RE 


2. Zu erstattende Ausgaben auf Grund des Arti- 
kels 6 Absatz 3 

Berufliche Qualifikation 

2.1. Berechnungshypothesen 

— Die Kosten je Landwirt errechnen sich folgender- 
maßen: 

Betriebskosten der Bildungseinrichtungen: 
600 RE/ Jahr 

Teilnahmeprämie: 270 RE/Monat oder 1 350 
RE/Jahr für einen 5monatigen Ausbildungskur- 
sus insgesamt also 600 A 1 350 = 1 950 RE/ 
Landwirt/ Jahr, auf gerundet 2 000 RE. 

— Es wird angenommen, daß die Zahl der die Bil- 
dungszentren besuchenden Landwirte wie folgt 
ans teigen wird: 


1972 

8 000 

Landwirte 

1973 

16 000 Landwirte 

1974 

24 000 

Landwirte 

1975 

32 000 

Landwirte 

1976 

40 000 

Landwirte 
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2.2. Kostenberechnung 


] 1 

1 i 

1 

, , Die Bildungszentren 

^ ^ besuchende Landwirte 

j 

Gesamt- 
kosten 
(Millio- 
nen RE) 

Vom 
EAGFL, 
Abtei- 
lung 
Ausrich- 
tung, zu 
erstatten 
(Millio- 
nen RE) 

1972 8 000 X 2 000 RE = 

16 

4 

1973 16 000 X 2 000 RE = 

32 

8 

1974 24 000 X 2 000 RE = 

48 

12 

1975 32 000 X 2 000 RE = 

64 

16 

1976 40 000 X 2 000 RE = 

80 

20 


3. Zusammenfassung aller sich durch die Richtlinie 
ergebenden Kosten 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) s 

Vom EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen RE) 

1972 

19 

5 

1973 

40 

10 

1974 

60 

■ 

15 

1975 

77 

i 19 

1976 

92 

1 23 


4. Möglicherweise sich aus Artikel 7 ergebende 
(übergangs-)Kosten 

Es ist vorgesehen, daß als Ubergangsmaßnahme 
bis zur Übernahme durch den Europäischen Sozial- 
fonds die Kosten der Einkommensgarantie, die 
Landwirten während ihrer beruflichen Umschulung 
gezahlt wird, vom EAGFL übernommen wird. 

4.1. Berechnungshypothesen 

Das durchschnittlich zu garantierende Einkommen 
während der beruflichen Umschulung wird auf 
1 200 RE geschätzt (wobei die Dauer der Umschu- 
lung auf sechs Monate geschätzt wird). 

Die Zahl der von dieser Maßnahme Betroffenen 
wird geschätzt auf 

1972 5 750 Begünstigte 

1973 23 000 Begünstigte 

1974 28 750 Begünstigte 

1975 34 500 Begünstigte 

1976 34 500 Begünstigte. 

4.2. Kostenberechnung 


Jahr 

Gesamt- 
kosten 
(Millio- 
nen RE) 

Vom EAGFL, Abteilung 

1 Ausrichtung, zu erstatten 

(Millionen RE) 

1972 

7 

1,75 abgerundet auf 2 

1973 

! 28 

7 abgerundet auf 7 

1974 

i 35 

8,75 abgerundet auf 9 

1975 

41 

10,25 abgerundet auf 10 

1976 

41 

10,25 abgerundet auf 10 
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Teil D 


Geänderter Vorschlag für die Verordnung des Rates vom . . . 
betreffend die landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften 
und ihre Vereinigungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist erforderlich, daß innerhalb der gesamten Ge- 
meinschaft Maßnahmen durchgeführt werden, um 
die Landwirte zu Zusammenschlüssen zu veranlas- 
sen. Tatsächlich bildet die große Zahl der landwirt- 
schaftlichen Betriebe mit verhältnismäßig begrenz- 
ter Betriebsfläche häufig ein Hindernis für die Stei- 
gerung der landwirtschaftlichen Produktivität, für 
den technischen Fortschritt, für die rationelle Ent- 
wicklung der Erzeugung sowie für den optimalen 
Einsatz der Produktionsfaktoren. Diese Nachteile 
können zum Teil ausgeglichen werden, wenn die 
Landwirte durch gemeinsame Aktionen in den Wirt- 
schaftsprozeß eingreifen. 

Um der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine an- 
gemessene Lebenshaltung zu gewährleisten und um 
die Märkte zu stabilisieren und in der Belieferung 
der Verbraucher vertretbare Preise sicherzusteilen, 
müssen die Zusammenfassung des Angebots und die 
Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung an 
die Markterfordernisse durch die Landwirte geför- 
dert werden. 

Der Zusammenschluß der Landwirte innerhalb von 
Organisationen, die für ihre Mitglieder die Ver- 
pflichtung zur Einhaltung gemeinsamer Regeln vor- 
sehen, ist daher für die Verwirklichung der Ziele 
des Artikels 39 des Vertrages erforderlich. Diese 
Ziele können insbesondere durch den Zusammen- 
schluß der einzelnen Landwirte innerhalb von Er- 
zeugergemeinschaften wie auch durch die Bildung 
von Vereinigungen dieser Gemeinschaften verfolgt 
werden. 

Zwischen den Erzeugern der Gemeinschaft muß 
jede Diskriminierung vermieden werden, die sich 
daraus ergeben würde, daß einige Mitgliedstaaten 
Maßnahmen nur zugunsten ihrer eigenen Erzeuger 
treffen. Um die Einheitlichkeit und Wirksamkeit der 
zu treffenden Maßnahmen zu gewährleisten, müssen 
für die gesamte Gemeinschaft die Bedingungen fest- 
gelegt werden, welche die Erzeugergemeinschaften 
und ihre Vereinigungen erfüllen müssen, damit sie 
von den Mitgliedstaaten anerkannt werden. Diese 
Bedingungen müssen ferner so festgelegt werden, 
daß nur diejenigen Erzeugergemeinschaften und 
deren Vereinigungen anerkannt werden, die auf die 


in dieser Verordnung festgesetzten Ziele ausgerich- 
tet sind. 

In der Verordnung des Rates Nr. 159/66/EWG mit 
zusätzlichen Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Obst und Gemüse und in der Ver- 
ordnung des Rates (EWG) Nr. 2142/70 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse ist die Schaffung von Erzeugerorganisatio- 
nen und deren Zusammenschlüssen vorgesehen, die 
die gleichen Ziele wie diejenigen, die den Erzeuger- 
gemeinschaften und deren Vereinigungen durch die 
vorliegende Verordnung gesetzt sind, verfolgen. Es 
empfiehlt sich, die Erzeugergemeinschaften in den 
verschiedenen Sektoren einer einheitlicheren Rege- 
lung zu unterwerfen, indem im Fischereisektor und 
im Sektor Obst und Gemüse die Bestimmungen die- 
ser Verordnung angewandt werden. In bezug auf 
die Merkmale der Erzeugerzusammenschlüsse im 
Fischereisektor, die zum größten Teil den Erforder- 
nissen dieser Verordnung entsprechen, kann bereits 
jetzt vorgesehen werden, daß die Bestimmungen 
dieser Verordnung ab 1. Juli 1973 in diesem Sektor 
zur Anwendung gelangen werden. Dagegen emp- 
fiehlt es sich, angesichts der erheblichen Unterschiede 
zwischen der Regelung für die Erzeugerorganisa- 
tionen der Verordnung des Rates Nr. 159/66/EWG 
und der Regelung in dieser Verordnung vorzusehen, 
daß die in der letzteren enthaltenen Vorschriften 
schrittweise in diesem Sektor angewandt werden. 

Die Erzeugergemeinschaften, welche die vorge- 
schriebenen Bedingungen erfüllen, verdienen eine 
Förderung in Form von Beihilfen zur Deckung eines 
Teils er ihnen durch Anwendung ihrer gemeinsa- 
men Regelung entstehenden Gründungs- und Ver- 
waltungskosten sowie ihrer Investitionen. 

Als Anreiz für eine stärkere Konzentration des 
Angebots, als sie normalerweise durch eine einzige 
Gemeinschaft erreicht wird, empfiehlt es sich, die 
anerkannten Vereinigungen in der Weise zu för- 
dern, daß ihnen eine einmalige Entwicklungsbei- 
hilfe sowie Investitionsbeihilfen gewährt werden, 
sofern ein Plan über die Verwendung der Mittel 
vorgelegt wird. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
ist es erforderlich, die Gewährung von Beihilfen im 
Rahmen von Höchstgrenzen für obligatorisch zu 
erklären; es empfiehlt sich jedoch die Möglichkeit 
vorzusehen, diese Höchstgrenze für bestimmte Bei- 
hilfen zu überschreiten, um besonders schwachen 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 

vom 27. Oktober 1966, S. 3286 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 

vom 27. Oktober 1970, S. 5 
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Strukturen in einigen Gebieten der Gemeinschaft 
Rechnung zu tragen. 

Eine wirksame Zusammenfassung des Angebots 
läßt sich nur durch die Bildung von Erzeugergemein- 
schaften und Vereinigungen erreichen, die eine 
ausreichende Wirtschaftsgröße aufweisen. 

Im Hinblick auf das Ziel der Angebotskonzentra- 
tion ist es erforderlich, daß entweder die Erzeuger- 
gemeinschaft bzw. Vereinigung unmittelbar die ge- 
samte Produktion der ihr angeschlossenen Erzeuger 
bzw. Gemeinschaften anbietet oder die Erzeuger 
ihre eigene Produktion nach gemeinsamen Anliefe- 
rungs- und Vermarktungsregeln, die von der Ge- 
meinschaft bzw. Vereinigung festgelegt werden, an- 
bieten. 

Diskriminierungen von Erzeugern oder Erzeuger- 
gemeinschaften der Europäischen Gemeinschaft, die 
dem Funktionieren des Gemeinsamen Marktes und 
der Verwirklichung der allgemeinen Ziele des Ver- 
trages zuwiderlaufen, insbesondere aus Gründen 
der Staatsangehörigkeit oder des Niederlassungs- 
ortes innerhalb eines Wirtschaftsbereiches durch die 
anerkannten Erzeugergemeinschaften müssen ver- 
hindert werden. 

Die Anerkennung muß widerrufen werden, wenn 
eine anerkannte Erzeugergemeinschaft oder eine 
anerkannte Vereinigung nicht mehr die Bedingun- 
gen erfüllt, die ihr in dieser Verordnung auferlegt 
wurden. 

Zur Unterrichtung der Mitgliedstaaten sowie 
aller Beteiligten ist zu Beginn eines jeden Jahres die 
Veröffentlichung einer Liste derjenigen Gemein- 
schaften und Vereinigungen vorzusehen, die wäh- 
rend des Vorjahres anerkannt wurden oder deren 
Anerkennung widerrufen worden ist. 

Um die spätere Duchführung einiger Bestimmun- 
gen dieser Verordnung zu erleichtern, ist ein Ver- 
fahren für eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und der Kommission vorzusehen. 
Diese Zusammenarbeit kann in geeigneter Form 
innerhalb des Verwaltungsausschusses für den be- 
treffenden Sektor der landwirtschaftlichen Produk- 
tion oder, sofern ein solcher nicht besteht, auf dem 
Wege einer vorherigen Konsultation der Mitglied- 
staaten gewährleistet werden. Es ist ebenfalls an- 
gezeigt, daß die Kommission den durch die Rats- 
entscheidung vom 4. Dezember 1962 über die Koor- 
dinierung der Agrarstrukturpolitik eingesetzten 
Ständigen Agrarstrukturausschuß zuvor hört^). 

Der Gesamtheit der geplanten Maßnahmen kommt 
eine gemeinschaftliche Bedeutung zu. Zweck dieser 
Maßnahmen ist es, die Ziele des Artikels 39 Ab- 
satz 1 Buchstabe a des Vertrages einschließlich der 
für das ordnungsgemäße Funktionieren des Ge- 
meinsamen Marktes erforderlichen Strukturände- 
rungen zu verwirklichen. Sie stellen daher eine ge- 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 136 
vom 17. Dezember 1962, S. 2892 
h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

Siehe Vorschlag für eine Entsdieidung des Rates vom 
15, Oktober 1969, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. C 152 vom 28. November 1969 


meinsame Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar"^). 

Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser ge- 
meinsamen Maßnahmen beiträgt, muß sie sich ver- 
gewissern können, daß die von den Mitgliedstaa- 
ten hierzu erlassenen Durchführungsbestimmungen 
zur Verwirklichung deren Ziele beitragen. Zu die- 
sem Zweck ist ein Verfahren vorzusehen, das eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission einführt und das zu den finan- 
ziellen Aspekten die in den Artikeln 11 bis 15 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgese- 
hene Anhörung des EAGFL-Ausschusses sowie ge- 
gebenenfalls zu den regionalen Aspekten die Anhö- 
rung des Ständigen Ausschusses für regionale Ent- 
wicklung umfaßt^). 

Die während der Vorbereitungsarbeiten für die 
Inkraftsetzung der gemeinsamen Maßnahmen ge- 
machten Erfahrungen sind je nach Region der Ge- 
meinschaft sehr verschieden; es sollte daher darauf 
geachtet werden, daß sich diese Inkraftsetzung in 
einer beschleunigten und harmonischen Weise voll- 
zieht. 

Es empfiehlt sich, daß das Europäische Parlament 
und der Rat jährlich an Hand eines von der Kom- 
mission vorgelegten Berichts die Ergebnisse der 
durchgeführten gemeinschaftlichen und einzelstaat- 
lichen Maßnahmen im Hinblick auf eine etwaige 
Ergänzung oder Anpassung der geschaffenen Rege- 
lung prüfen können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

TITEL I 

Anwendungsbereich 
Artikel 1 

1. Diese Verordnung gilt für die in ihrem An- 
hang I aufgeführten Erzeugnisse. 

2. Der Rat entscheidet nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 43 des Vertrages über die schrittweise Ein- 
führung der in dieser Verordnung vorgesehenen 
Vorschriften für die in Artikel 7 der Verordnung 
Nr. 23 über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Obst und Gemüse ®) 
erwähnten Erzeugnisse. 

3. Ab 1. Juli 1973 gilt diese Verordnung für die 
Erzeugnisse der Tarifnummern 03.01 bis 03.03 des 
Gemeinsamen Zolltarifs, ausgenommen solche, die 
woanders als an Bord von Fischereifahrzeugen ge- 
räuchert werden. Artikel 5 und 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2142/70 des Rates über die gemeinsame 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse sowie 
Verordnung (EWG) Nr. 170/71 des Rates über die 
Anerkennung der Erzeugerorganisationen der Fisch- 
wirtschaft ^) treten am 1. Juli 1973 außer Kraft. Von 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 965 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 123 
vom 29. Januar 1971, S. 11 
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diesem Zeitpunkt ab gelten Artikel 7 und 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 nicht mehr für Er- 
zeugerorganisationen, sondern für Erzeugergemein- 
schaften und deren Vereinigungen im Sinne dieser 
Verordnung. 

4. Der Rat beschließt nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 43 Absatz 2 des EWG-Vertrages auf Vorschlag 
der Kommission die Aufnahme weiterer landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse in den Anhang I. 

Artikel 2 

1. Im Sinne dieser Verordnung ist 

a) Erzeuger: 

— ein landwirtschaftlicher Betriebsinhaber — als 
natürliche oder juristische Person — dessen 
Betrieb auf dem Gebiet der Gemeinschaft liegt 
und der sich mit der Erzeugung eines oder 
mehrerer der in Anhang I aufgeführten Er- 
zeugnisse befaßt, 

— eine natürliche oder juristische Person, die 
sich mit dem Fang eines oder mehrerer fri- 
scher Erzeugnisse der Tarifnummer 03.01 bis 
03.03 des Gemeinsamen Zolltarifs befaßt, de- 
ren Fischereifahrzeuge die Flagge eines Mit- 
gliedstaates führen und im Bereich der Ge- 
meinschaft registriert sind; 

b) anerkannte Erzeugergemeinschaft: 

— eine Gemeinschaft von Erzeugern, die zu dem 
Zweck gegründet wurde, ihre Erzeugung ge- 
meinsam den Erfordernissen des Marktes an- 
zupassen, und die von einem Mitgliedstaat 
gemäß den Vorschriften von Teil III dieser 
Verordnung anerkannt worden ist; 

c) anerkannte Vereinigung: 

— ein Zusammenschluß anerkannter Erzeuger- 
gemeinschaften, der die gleichen Ziele wie 
diese verfolgt und der von einem Mitglied- 
staat gemäß den Vorschriften von Teil III 
dieser Verordnung anerkannt worden ist. 

2. Die zur Bestimmung des Begriffs des landwirt- 
schaftlichen Betriebsinhabers im Sinne von Ab- 
satz 1 a erster Gedankenstrich erforderlichen Einzel- 
heiten werden nach den in Artikel 14 vorgesehenen 
Verfahren erlassen. 


TITEL II 

Maßnahmen zugunsten anerkannter Erzeuger- 
gemeinschaften und anerkannter Vereinigungen 

Artikel 3 

Die Bestimmungen der Artikel 4 und 5 dieser 
Verordnung finden auf die von den Mitgliedstaaten 
anerkannten Erzeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen Anwendung. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften in den ersten drei Jahren 


nach ihrer Anerkennung Beihilfen, um ihre Grün- 
dung zu fördern und ihre Tätigkeit zu erleichtern. 

Der Betrag dieser Beihilfen darf im ersten Jahr 
3 ^/o, im zweiten Jahr 2 Vo und im dritten Jahr 1 Vo 
des Wertes der von der Anerkennung erfaßten ver- 
markteten Erzeugung nicht überschreiten, dabei aber 
nicht über 60 bzw. 40 bzw. 20 ^/o der tatsächlichen 
Gründungs- und Betriebskosten im ersten bzw. 
zweiten bzw. dritten Jahr hinausgehen. 

Höhere Beträge können für bestimmte Regionen 
für einen bestimmten Zeitraum durch Beschluß des 
Rates nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages auf Vorschlag der Kommission fest- 
gelegt werden. 

Der Wert der vermarkteten Erzeugung wird für 
jedes Jahr auf der Grundlage 

— der vermarkteten Durchschnittsproduktion der 
der Erzeugergemeinschaft beigetretenen Erzeu- 
ger in den drei ihrem Beitritt vorausgegangenen 
Kalenderjahren und 

— der von diesen Erzeugern im gleichen Zeitraum 
erzielten durchschnittlichen Erzeugerpreise 

errechnet. 

2. Von der Beihilfegewährung nach Absatz 1 sind 
Zusammenschlüsse ausgeschlossen, die bei Inkraft- 
treten dieser Verordnung bereits bestehen, sofern 
ihnen nicht Kosten durch die Anpassung an die in 
Artikel 7 vorgesehenen Bedingungen erwachsen. 

3. Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Er- 
zeugergemeinschaften und anerkannten Vereini- 
gungen in den ersten fünf Jahren nach ihrer Aner- 
kennung Beihilfen für Investitionen, die durch An- 
wendung der Gemeinschaftsregeln gemäß Artikel 7 b 
zur Verbesserung der Produktionsbedingungen und 
des Anbietens auf dem Markt sowie zur Verbesse- 
rung der Lagerung, Sortierung, Verpackung sowie 
sonstiger Vorbereitungen für den Verkauf notwen- 
dig werden. 

Diese Investitionen müssen dem Erwerb unbe- 
weglicher oder beweglicher Güter dienen, die Eigen- 
tum der Erzeugergemeinschaft bzw. der Vereini- 
gung oder Gemeinschaftseigentum deren Mitglieder 
bleiben. Sie dürfen die Produktionsanlagen in einem 
landwirtschaftlichen Betrieb nicht betreffen. 

Diese Beihilfen werden nicht gewährt, wenn in 
einer bestimmten Region die Marktbeteiligten schon 
in ausreichendem Umfang über die obengenannten 
Einrichtungen verfügen. 

4. Die Beihilfen gemäß Absatz 3 werden gewährt 
in Form von 

a) Zinsvergütungen von höchstens 5 Vo bei einer 
Höchstdauer von 15 Jahren für höchstens das 
gesamte Darlehen; der zu Lasten des Begün- 
stigten verbleibende Zinssatz muß mindestens 
3 Uo betragen; 

b) Bürgschaft für aufgenommene Darlehen nebst 
Zinsen, soweit keine ausreichenden dinglichen 
und persönlichen Sicherheiten vorhanden sind. 
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Die Mitgliedstaaten können diese Beihilfe in Form 
einer gleichwertigen Kapitalbeihilfe oder spätere 
Amortisierungen gewähren. 

Der Rat kann jedoch auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren des Arti- 
kels 43 Absatz 2 des Vertrages einen Mitgliedstaat 
ermächtigen, für einen bestimmten Zeitraum 

— Zinsvergütungen von mehr als 5 Vo zu gewäh- 
ren, wenn die Kapitalmarktlage des Mitglied- 
staates es rechtfertigt; 

— die Mindestbelastung des Begünstigten in be- 
stimmten Gebieten auf herabzusetzen. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Ver- 
einigungen in den ersten fünf Jahren nach ihrer An- 
erkennung zur Förderung der Gründung und Ent- 
wicklung eine Beihilfe in Form eines Pauschalbe- 
trags von höchstens 50 000 Rechnungseinheiten, 
wenn ein Plan über die Verwendung der Mittel 
vorgelegt wird. Diese Mittel dürfen nicht verwen- 
det werden für Tätigkeiten 

— im Zusammenhang mit Erzeugnissen, die nicht in 
Anhang I auf geführt sind; 

— jenseits der Vermarktungsstufe, wie diese zur 
Durchführung von Artikel 7 Buchstabe b defi- 
niert ist. 


TITEL III 

Anerkennung der Erzeugergemeinschaften 
und Vereinigungen 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten erkennen Erzeugergemein- 
schaften und deren Vereinigungen — einschließlich 
Zusammenschlüsse, die bei Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung bereits bestehen — auf ihren Antrag an, 
wenn sie die in Artikel 7 auf geführten Vorausset- 
zungen erfüllen und wenn sich ihre Tätigkeit auf 
eines oder mehrere der im Anhang I genannten Er- 
zeugnisse erstreckt. 

Artikel 7 

Die Erzeugergemeinschaften und deren Vereini- 
gungen müssen auf dem Sektor des oder der Er- 
zeugnisse, für die sie anerkannt werden, folgende 
allgemeine Voraussetzungen erfüllen: 

a) sie müssen durch die Tätigkeit, für die sie eine 
Anerkennung anstreben, zur Verwirklichung der 
Ziele des Artikels 39 des Vertrages beitragen; 

b) sie müssen gemeinsame Regeln der Erzeugung 
und des Anbietens (erste Stufe der Vermarktung) 
anwenden. Die Kriterien für diese gemeinsamen 
Regeln, insbesondere die Definition des „ge- 
meinsamen Anbietens" sowie etwaige gemein- 
same Regeln betreffend Lagerung, Sortierung, 


Verpackung und die sonstige Zubereitung für 
den Verkauf, werden nach dem Verfahren des 
Artikels 14 festgelegt; 

c) ihre Satzungen müssen die Verpflichtung für die 
Erzeuger, die Mitglied einer Erzeugergemein- 
schaft sind, und für anerkannte Erzeugergemein- 
schaften, die Mitglieder einer Vereinigung sind, 
enthalten: 

— entweder ihre gesamte Produktion an Erzeug- 
nissen, für die sie der Erzeugergemeinschaft 
oder der Vereinigung beitreten, entsprechend 
den von der Erzeugergemeinschaft bzw. der 
Vereinigung erstellten und überwachten An- 
lieferungs- und Vermarktungsregeln anzubie- 
ten, 

— oder ihre gesamte Produktion an Erzeugnis- 
sen, für die sie anerkannt sind, durch die Er- 
zeugergemeinschaft bzw. durch die Vereini- 
gung in eigenem Namen und auf eigene Rech- 
nung, auf eigene Rechnung oder im Namen 
und auf Rechnung der Erzeugergemeinschaft 
bzw. der Vereinigung anbieten zu lassen. 

Bei Erzeugergemeinschaften gilt diese Ver- 
pflichtung nicht für Erzeugnisse, 

— für die die Erzeuger vor Beitritt zur Erzeuger- 
gemeinschaft Kaufverträge abgeschlossen 
oder Optionen eingeräumt haben, sofern die 
Erzeugergemeinschaft vor dem Beitritt von 
Umfang und Dauer dieser vertraglichen Ver- 
pflichtungen unterrichtet wurde und ihnen 
zugestimmt hat, 

— die die Erzeuger nach ihrem Beitritt mit aus- 
drücklicher Zustimmung der Erzeugergemein- 
schaft vom gemeinsamen Anbieten durch letz- 
tere ausnehmen dürfen; 

d) ihre Satzungen müssen Bestimmungen enthalten, 
wonach die Mitglieder einer Gemeinschaft bzw. 
einer Vereinigung, die ihre Mitgliedschaft aufge- 
ben wollen, diese nur nach einer dreijährigen 
Mitgliedschaft in der Gemeinschaft bzw. der Ver- 
einigung und unter der Voraussetzung, daß die 
Gemeinschaft bzw. die Vereinigung mindestens 
zwölf Monate vor ihrem Ausscheiden davon un- 
terrichtet wird, tun können; 

e) Erzeugergemeinschaften und Vereinigungen müs- 
sen eine ausreichende wirtschaftliche Tätigkeit 
nachweisen können; in Bestimmungen, die nach 
dem Verfahren des Artikels 14 zu erlassen sind, 
sind Mindestanbaufläche bzw. Mindestproduk- 
tion des betreffenden Erzeugnisses bzw. der 
Gruppe von Erzeugnissen, die diese Erzeugerge- 
meinschaften oder Vereinigungen zu vertreten 
haben, festzulegen; 

f) sie müssen für ihren gesamten Tätigkeits- 
bereich jede Diskriminierung von Erzeugern oder 
Erzeugergemeinschaften, die dem Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes und der Verwirk- 
lichung der allgemeinen Ziele des Vertrages zu- 
widerläuft, insbesondere aus Gründen der Staats- 
angehörigkeit oder des Niederlassungsortes in- 
nerhalb eines Wirtschaftsbereiches, unterlassen; 
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g) sie müssen die unter den vorgesehenen Bedin- 
gungen des innerstaatlichen Rechts notwendige 
Rechtsfähigkeit besitzen, um als Einheit die in 
ihre Zuständigkeit fallenden Rechtshandlungen 
vornehmen zu können; 

h) ihre Satzungen müssen die Verpflichtung zu ge- 
trennter Buchführung für jede Tätigkeit, die Ge- 
genstand der Anerkennung ist, enthalten. 

Artikel 8 

Als diskriminierend im Sinne des Artikels 7 f 
gelten besondere Maßnahmen, 

a) die den Beitritt eines Erzeugers zu einer Erzeu- 
gergemeinschaft bzw. den Beitritt einer aner- 
kannten Erzeugergemeinschaft zu einer Vereini- 
gung deshalb behindern können, weil der Be- 
trieb des Erzeugers oder der satzungsmäßige 
Sitz der Erzeugergemeinschaft in einem anderen 
Mitgliedstaat liegt als dem, in welchem sich der 
satzungsmäßige Sitz der Erzeugergemeinschaft 
bzw. der Vereinigung befindet; 

b) bei denen eine Erzeugergemeinschaft, oder eine 
Vereinigung, beim gemeinsamen Anbieten der 
Produktion oder beim Ankauf der Betriebsmittel 
nach der Staatsangehörigkeit oder nach dem 
Niederlassungsort des Käufers oder Verkäufers 
geht. 

Artikel 9 

Zuständig für die Anerkennung von Erzeuger- 
gemeinschaften und ihre Vereinigungen ist der Mit- 
gliedstaat, auf dessen Gebiet die Erzeugergemein- 
schaft bzw. die Vereinigung ihren satzungsmäßigen 
Sitz nach innerstaatlichem Recht hat. 

Artikel 10 

1. Die Anerkennung einer Erzeugergemeinschaft 
oder einer Vereinigung wird wirderrufen, wenn die 
Anerkennungsvoraussetzungen des Artikels 7 nicht 
mehr erfüllt sind, oder wenn die Anerkennung auf 
unrichtige Angaben beruht oder wenn die Erzeuger- 
gemeinschaft bzw. die Vereinigung in betrügerischer 
Weise von der Anerkennung Gebrauch macht; 
außer im letztgenannten Fall hat der Widerruf einer 
Anerkennung keine Rückwirkung. 

2. Der betroffene Mitgliedstaat widerruft die An- 
erkennung entweder aus eigener Initiative oder auf 
Veranlassung der Kommission. 

Artikel 11 

Die Kommission leitet das Verfahren der Gewäh- 
rung und des Widerrufs der Anerkennung von Er- 
zeugergemeinschaften und ihre Vereinigungen nach 
dem Verfahren des Artikels 14 ein. 


Artikel 12 

1. Jede von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 9 
ausgesprochene Anerkennung ist der Kommission 


von dem Mitgliedstaat binnen zwei Monaten mitzu- 
teilen. Jeder Widerruf einer Anerkennung ist der 
Kommission innerhalb der gleichen Frist mitzu- 
teilen. 

2. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
können gegebenenfalls nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 14 erlassen werden. 


Artikel 13 

Zu Beginn jeden Jahres veröffentlicht die Kom- 
mission im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften ein Verzeichnis der während des Vorjahres 
anerkannten Erzeugergemeinschaften und Vereini- 
gungen. Ebenfalls veröffentlicht sie alle während 
des Vorjahres ausgesprochenen Widerrufe. 

Artikel 14 

Wird auf das in diesem Artikel definierte Verfah- 
ren Bezug genommen, so ist das Verfahren des 
Artikels 26 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide oder, je nach dem betreffenden land- 
wirtschaftlichen Erzeugnis, das in der Verordnung 
Über die gemeinsame Marktorganisation auf dem 
betreffenden Sektor vorgesehene entsprechende 
Verfahren anzuwenden. Besteht für ein Erzeugnis 
kein dem in Artikel 26 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG vorgesehenen Verfahren entsprechendes Ver- 
fahren, so erläßt die Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten sofort gültige Maßnahmen. 

Vor Befassung des betreffenden Verwaltungsaus- 
schusses mit den vorgeschlagenen Maßnahmen bzw. 
vor Konsultierung der Mitgliedstaaten hört die Kom- 
mission den durch die Ratsentscheidung vom 4. De- 
zember 1962 über die Koordinierung der Agrar- 
strukturpolitik eingesetzten Ständigen Agrarstruk- 
tu rausschuß. 


TITEL IV 

Finanz- und allgemeine Bestimmungen 

Artikel 15 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vor- 
gesehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates über die Fi- 
nanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 

Artikel 16 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 125 Millionen Rechnungseinheiten für die ersten 
fünf Jahre, 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 
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2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme beträgt zehn 
Jahre. 

Artikel 17 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission fol- 
gendes mit: 

— die Entwürfe der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung dieser Verordnung; 

— die vor Wirksamwerden dieser Verordnung er- 
lassenen Vorschriften, die die Durchführung die- 
ser Verordnung ermöglichen. 

2. Bei der Übermittlung der geplanten bzw. bereits 
in Kraft befindlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften im Sinne von Absatz 1 erläutern die Mit- 
gliedstaaten die Zusammenhänge, die auf regionaler 
Ebene zwischen der betreffenden Maßnahme und 
den wirtschaftlichen und agrarstrukturellen Verhält- 
nissen bestehen, sowie die von der Maßnahme er- 
hofften Wirkungen im Rahmen der für jedes Gebiet 
beschlossenen gesamten agrarstrukturellen Maß- 
nahmen und im Hinblick auf die sozio-ökonomische 
Situation eines jeden Gebietes. 

3. Die Gemeinschaft kann einem Mitgliedstaat auf 
dessen Antrag Sachverständige, die an den vorberei- 
tenden Arbeiten zur Durchführung der gemeinsamen 
Maßnahme beteiligt sind, zur Verfügung stellen, be- 
sonders wenn es sich um die Ausarbeitung von Re- 
gionalplänen zur Entwicklung der Landwirtschaft 
handelt. 

4. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
in Absatz 1 erster Gedankenstrich genannten Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften alsbald nach ihrer Ver- 
abschiedung mit. 

Artikel 18 

1. Bei den gemäß Artikel 17 mitgeteilten geplanten 
oder bestehenden Vorschriften prüft die Kommis- 
sion, ob im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen dieser Verordnung und unter Berück- 
sichtigung der Ziele dieser Verordnung sowie der 
notwendigen Beziehungen, die zwischen den ver- 
schiedenen Maßnahmen bestehen, die Bedingungen 
für eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an 
der in Artikel 15 genannten gemeinsamen Maß- 
nahme erfüllt sind. Binnen zwei Monaten nach der 
Mitteilung unterbreitet der Vertreter der Kommis- 
sion, nachdem der Ausschuß des EAGFL zu den 
finanziellen Aspekten gehört worden ist, dem Stän- 
digen Agrarstrukturausschuß einen Entwurf einer 
diesbezüglichen Entscheidung. Die Kommission kann 
zuvor den Ständigen Ausschuß für regionale Ent- 
wicklung zu den regionalen Aspekten anhören. 

2. Der Ständige Agrarstrukturausschuß nimmt zu 
diesem Entwurf innerhalb einer Frist, die der Vor- 
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Frage bestimmen kann, Stellung. Die Stel- 
lungnahme kommt mit einer Mehrheit von zwölf 
Stimmen zustande. Die Stimmen der Mitgliedstaaten 


werden nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidung. Ent- 
spricht diese jedoch nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses, so wird sie dem Rat von der Kommis- 
sion alsbald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung ihrer Entscheidung bis zur 
Dauer von höchstens einem Monat nach dieser Mit- 
teilung aussetzen. 

Der Rat kann nach dem Abstimmungsverfahren des 
Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages binnen einer 
Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 19 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen nach Artikel 4 Absatz 1, erster Unter- 
absatz, und Absatz 3, sowie Artikel 5 gemachten 
Ausgaben sind erstattungsfähig durch den EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung. 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages die Ausgaben der Mitglied- 
staaten im Rahmen der in Artikel 4 Absatz 1, zwei- 
ter Unterabsatz, und Absatz 4, letzter Unterabsatz, 
vorgesehenen Maßnahmen als erstattungsfähig er- 
klären. 

2. Die EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 25 ®/o der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

3. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages für benachteiligte Gebiete 
eine Beteiligung beschließen, die höher als 25 Vo 
liegt und bis zu 65 ®/o gehen kann. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vorgesehenen Verfah- 
ren erlassen, 

Artikel 20 

1. Die von den Mitgliedstaaten beschlossenen Maß- 
nahmen können für eine finanzielle Beteiligung der 
Gemeinschaft nur in Betracht kommen, wenn die sie 
einführenden Rechtsvorschriften mit den Entwürfen, 
die vor ihrer Annahme Gegenstand einer befürwor- 
tenden Entscheidung gemäß Artikel 18 gewesen 
sind, übereinstimmen. 

2. Die von den Mitgliedstaaten vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung beschlossenen Maßnahmen kön- 
nen für eine finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft nur in Betracht kommen, wenn die sie betref- 
fenden Rechtsvorschriften Gegenstand einer befür- 
wortenden Entscheidung gemäß Artikel 18 gewesen 
sind. 

Wenn Rechtsvorschriften, die die Anwendung 
dieser Verordnung ermöglichen, bereits vor deren 
Inkrafttreten bestanden haben und Gegenstand einer 
befürwortenden Entscheidung gemäß Artikel 18 ge- 
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wesen sind, so erstreckt sich die finanzielle Beteili- 
gung der Gemeinschaft auf erstattungsfähige Aus- 
gaben, die durch nach ihrem Inkrafttreten gewährte 
Beihilfen entstanden sind. 

Artikel 21 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe eines Ka- 
lenderjahres gemachten Ausgaben und sind der 
Kommission bis zum 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres einzureichen. 

2. Uber die Beteiligung des Fonds wird gemäß Ar- 
tikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates entschieden. 

3. Abschlagszahlungen können von der Kommis- 
sion gebilligt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates erlas- 
sen. 

Artikel 22 

Diese Verordnung läßt die Möglichkeit der Mit- 
gliedstaaten unberührt, im Bereich dieser Verord- 
nung zusätzliche Beihilfen zu gewähren, deren Be- 
willigungsbedingungen oder -modalitäten von denen 
dieser Verordnung abweichen oder deren Höhe die 
vorgesehenen Höchstbeträge überschreitet, sofern 
diese Beihilfen in Übereinstimmung mit den Vor- 
schriften der Artikel 92 bis 94 des Vertrages gewährt 
werden. 


Artikel 23 

Vor dem 1. August eines jeden Jahres werden die 
in Kraft befindlichen gemeinschaftlichen und einzel- 
staatlichen Maßnahmen, die sich auf diese Verord- 
nung beziehen, im Rahmen eines Jahresberichtes 
geprüft, den die Kommission dem Europäischen Par- 
lament und dem Rat vorlegt und für den die Mit- 
giiedstaaten der Kommission alle erforderlichen 
Angaben übermitteln. 

Der Rat beurteilt die Ergebnisse dieser Maßnah- 
men unter Berücksichtigung des Tempos der Ent- 
wicklung der für die Verwirklichung der Ziele der 
gemeinsamen Agrarpolitik notwendigen strukturel- 
len Entwicklung, der Auswirkungen auf die Produk- 
tionsziele der Gemeinschaft, der Auswirkungen auf 
eine harmonische Entwicklung der Regionen der 
Gemeinschaft sowie der finanziellen Auswirkungen 
der in Frage stehenden Maßnahmen. 

Der Rat erläßt gegebenenfalls nach dem Verfah- 
ren des Artikels 43 des Vertrages die notwendigen 
Bestimmungen. 

Artikel 24 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Verfah- 
ren werden ab . . .^) angewandt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


^) binnen zwölf Monaten nach Inkrafttreten 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 


Liste der Erzeugnisse 


Nr. des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


Erzeugnisse 


01.02 A 

01.03 A 

01.04 A 

01.05 

01.06 

ex 02.01 A 
ex 02.01 B 
02.02 

02.03 

04.01 

04.03 

04.04 

ex 04.05 A 

04.06 
Kapitel 6 

07.01 A 

08.01 B 

08.01 C 

09.01 A 

09.05 

10.01 
10.02 

10.03 

10.04 

10.05 

10.06 
10.07 


ex 12.01 


12.03 

12.04 

12.05 

12.06 


Rinder, lebend; Hausrinder 
Schweine, lebend; Hausschweine 
Schafe und Ziegen, lebend; Haustiere 

Hausgeflügel (Hühner, Enten, Gänse, Truthühner und Perl- 
hühner), lebend 

Andere Tiere lebend 

Fleisch von Rindern, Schweinen und Schafen, in anderer 
Angebotsform als gefroren 

Genießbarer Schlachtabfall von Rindern, Schweinen und 
Schafen, in anderer Angebotsform als gefroren 

Hausgeflügel, nicht lebend, und genießbarer Schlachtabfall 
hiervon 

Hausgefiügellebern, frisch, gekühlt, gefroren, gesalzen 
I oder in Salzlake 

Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch gezuckert 
Butter 

Käse und Quark 

' Eier von Hausgeflügel in der Schale, frisch oder haltbar 
gemacht 

Natürlicher Honig 

Lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels 

Kartoffeln 

Bananen 

Ananas 

Kaffee 

Vanille 

Weizen und Mengkorn 
Roggen 
Gerste 
Hafer 
i Mais 
Reis 

Buchweizen, Hirse aller Art und Kanariensaat; anderes 
Getreide 

Raps und Rübsen 
Sonnenblumen 

Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat 
Zuckerrüben; Zuckerrohr 
Zichorienwurzeln 

j Hopfen (Blütenzapfen) und Hopfenmehl 
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Nr. des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

I 

Erzeugnisse 

12.07 

Pflanzen, Pflanzenteile, Samen und Früchte der hauptsäch- 
lich zur Riechmittelherstellung oder zu Zwecken der Medi- 
zin, Insektenvertilgung, Schädlingsbekämpfung und der- 
gleichen verwendeten Art, frisch oder getrocknet, ganz; 
in Stücken, als Pulver oder sonst zerkleinert 

12.09 

Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch zerkleinert 

12.10 

Runkelrüben und andere Wurzeln zu Futterzwecken; Heu, 
Luzerne, Klee, Futterkohl, Lupinen, Wicken und ähnliches 
Futter 

ex 15.07 

Olivenöl 

18.01 

Kakao 

22.04 

Traubenmost, teilweise vergoren, auch ohne Alkohol 
stummgemacht 

22.05 

Wein aus frischen Weintrauben; mit Alkohol stumm- 
gemachter Most aus frischen Weintrauben 

22.07 

Apfelwein, Birnenwein, Met und andere gegorene Ge- 
tränke 

24.01 

Tabak, unverarbeitet; Tabakabfälle 

45.01 

Naturkork, unbearbeitet, und Korkabfälle; Korkschrot, 
Korkmehl 

54.01 

Flachs, roh, geröstet, geschwungen, gehechelt oder anders 
bearbeitet; jedoch nicht versponnen; Werg und Abfälle 
aus Flachs 

57.01 

Hanf (Cannabis sativa), roh, geröstet, geschwungen, ge- 
hechelt oder anders bearbeitet, jedoch nicht versponnen; 
Werg und Abfälle (einschließlich Reisspinnstoff) aus Hanf 
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Anhang II 


Schätzung der durch den EAGFL zu erstattenden Ausgaben für den geän- 
derten Vorschlag einer Verordnung des Rates vom . . . betreffend die 
landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften und ihre Vereinigungen *) 


1. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absatz 1 

Erzeugergemeinschaften erhalten in den ersten drei 
Jahren nach ihrer Anerkennung abnehmende Start- 
beihilfen in Höhe von höchstens 3 bzw. 2 bzw. 1 Vo 
des Wertes der von ihnen vermarkteten Erzeugung. 
Diese Beihilfe kann in bestimmten Gebieten erhöht 
werden. 


1.1. Berechnungshypothesen 

Die nachstehende Tabelle enthält Schätzungen des 
Anteils der landwirtschaftlichen Erzeugung der Ge- 
meinschaft, die zur Zeit in Erzeugergemeinschaften 
zusammengefaßt ist, sowie Schätzungen des Anteils, 
der billigerweise angesichts der jedem Erzeugnis 
innewohnenden Produktionsmöglichkeiten ange- 
strebt werden kann. 


Erzeugnisse 

Anteil an 
Gesamt- 
erzeugung 

Von Erzeu- 
gergemein- 
schaften zu 
erfassender 
Anteil 

Zur Zeit 
erfaßter 
Anteil 
(Schätzung) 

Noch zu 
erfassen 

Anteil des 
betreffenden 
Erzeug- 
nisses 
an insge- 
samt zu er- 
fassender 
Produktion 

in ®/o 


1 

2 

3 

2-3 

IX (2—3) 

Getreide 

11,6 

25 



25 

2,90 

Kartoffeln 

2,1 

67 

20 

47 

0,99 

Zuckerrüben 

2,4 

0 

— 

0 

0 

Pflanzen zur gewerblichen 






Verai^beitung (Flachs, Hanf, Hopfen) 

0,8 

75 

30 

45 

3,60 

Gemüse 

7,8 

80 

30 

50 

3,90 

Frisches Obst 

6,0 

80 

30 

50 

3,00 

Wein 

6,6 

60 

10 

50 

3,30 

Olivenöl 

L4 

67 

10 

57 

0,80 

Sonstige pflanzliche Erzeugnisse 






(Zierpflanzen usw.) 

3,7 

75 

30 

45 

1,67 

Rindfleisch 

11,3 

67 

10 

57 

6,44 

Schweinefleisch 

11,7 

67 

20 

47 

5,50 

Geflügel j 

4,1 

60 

40 

20 

0,82 

Milch ' 

19,3 

60 

— 

60 

11,58 

Eier 

4,4 

75 

35 

40 

1,76 

Sonstige tierische Erzeugnisse (Honig, 






Fischereierzeugnisse, Schaffleisch) . . 

5,8 

60 

10 

50 

2,90 

Veränderung des Viehbestandes .... 

0,3 

— 

— 

— 

0 

Verschiedenes 

1,1 

— 

— 

— 

0 

Insgesamt 

100 




49,16 


49,16 Vo der landwirtschaftlichen Erzeugung der 
Gemeinschaften müßten also von Erzeugergemein- 

Schätzung für die ersten fünf Jahre 


schäften „erfaßt" werden — ein Ziel, das man in 
zehn Jahren erreichen möchte. Für die folgenden Be- 
rechnungen wird diese Zahl auf 50 Vo aufgerundet. 
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Der Wert der gesamten landwirtschaftlichen Er- 
zeugung der Gemeinschaft kann mit 35 Milliarden 
RE jährlich (1967: 32 Mrd. RE) angenommen werden. 

Demnach müßten jährlich von den Erzeugerge- 
meinschaften 

50 Vo X 35 Mrd. RE 

-- 1,75 Mrd. RE 

10 

neu erfaßt werden. 

Diese Zahl stellt den Jahreswert der Erzeugung 
dar, der die Grundlage für die Gewährung der Start- 
beihilfen (3 bzw. 2 bzw. 1 Vo im ersten bzw. zweiten 
bzw. dritten Jahr) bildet. 

Es ist allerdings anzunehmen, daß der durch- 
schnittliche Zehnjahresrhythmus nur allmählich er- 
reicht wird. Die Berechnungshypothese wäre dann: 

— im Jahre 1972 wären 33 ^/o des 
durchschnittlichen Zehnjahresrhythmus erreicht, 

— im Jahre 1973 wären 50 % des 
durchschnittlichen Zehnjahresrhythmus erreicht, 

— im Jahre 1974 wären 67 Vo des 
durchschnittlichen Zehnjahresrhythmus erreicht, 

— im Jahre 1975 wären 83 ^/o des 
durchschnittlichen Zehnjahresrhythmus erreicht, 

— im Jahre 1976 wären 100 ^/o des 
durchschnittlichen Zehnjahresrhythmus erreicht. 

1.2. Kostenberechnung 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

j 

1 Vom EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen RE) 

1972 

17 

4,25 

1973 

38 

9,50 

1974 

58 

14,50 

1975 

76 

19 

1976 

93 

23,25 


2. Ausgaben auf Grund des Artikels 4 Absatz 4 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Erzeu- 
gergemeinschaften und deren Vereinigungen in den 
ersten fünf Jahren nach ihrer Anerkennung Beihil- 
fen zu Investitionen in Form von Zinszuschüssen 
von höchstens 5 ^/o während 15 Jahren oder in ande- 
rer gleichwertiger Form. 

2.1. Berechnungshypothesen 

Die jährlich mit staatlichen Beihilfen vorgenom- 
menen Investitionen im Bereich der Vermarktung 
werden zur Zeit auf 250 Millionen RE geschätzt: 

— Diese Investitionen nehmen zwischen 1972 und 
1976 jährlich um 10 Vo zu; 


— der auf Erzeugergemeinschaften entfallende An- 
teil dieser Gesamtsumme erreicht 

1972 ^ 20 Vo der wie beschriebenen 

geschätzten Investitionen, 

1973 ~ 50 ^/o der wie beschriebenen 

geschätzten Investitionen, 

1974 — 60 Vo der wie beschriebenen 

geschätzten Investitionen, 

1975 = 75 ^/o der wie beschriebenen 

geschätzten Investitionen, 

1976 = 90 ^/o der wie beschriebenen 

geschätzten Investitionen. 

2.2. Kostenberechnung 


Von den Erzeugergemeinschaften vorgenommene 
Investitionen (in Millionen RE) 


Jahr 

Investitionen für 
das Anbieten der 
Ware auf dem 
Markt 

Von Erzeuger- 
gemeinschaften 
erfaßter Anteil 

1972 

275,0 

55 

1973 

302,5 

151 

1974 

332,7 

200 

1975 

366,0 

275 

1976 

40,6 

362 

Berechnungsprinzip: Eine Investition von X RE 


kostet die 

öffentliche Hand: 


im 1. Jahr X X 0,05 


im 2. Jahr (X 0-05 

2X 

im 3. Jahr (X — j-j-) X 0,05 

infolgedessen 





Vom EAGFL, 

Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 



(Millionen RE) 

1972 

3 

0,75 

1973 

13 

3,25 

1974 

27 

6,75 

1975 ' 

66 

16,50 

1976 

108 

27,0 


3. Ausgaben auf Grund von Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren anerkannten Ver- 
einigungen für die Dauer von fünf Jahren nach ihrer 
Anerkennung eine Entwicklungshilfe in Form eines 
Pauschalbetrages von höchstens 50 000 RE. 
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3.1. Berechnungshypothesen 

Angenommen wird die Gründung von jährlich 
20 anerkannten Vereinigungen in der Gemeinschaft, 
denen eine durchschnittliche Beihilfe von 40 000 RE 
gewährt wird. 


3.2. Kostenberechnung 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

Vom EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen RE) 

1972 

1 

0,25 

1973 

1 

0,25 

1974 

1 

0,25 

1975 

1 

0,25 

1976 

1 

0,25 


D. Zusammenfassung aller sich durch 
die Verordnung ergebenden Kosten 


Jahr 

Gesamtkosten 
(Millionen RE) 

Vom EAGFL, 
Abteilung 
Ausrichtung, 
zu erstatten 
(Millionen RE) 

1972 

21 

4 

1973 

52 

13 

1974 

86 

21 

1975 

143 

36 

1976 

202 

51 
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